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Der heutigen Situation der Kirche in Österreich ist eine jahrhundertelange Geschichte 
vorausgegangen, in der die Rolle der katholischen Kirche einem ständigen auf und ab 
unterlag. So klein der heutige Einfluss der Kirche auf Politik und Bevölkerung auch 
sein mag, umso größer war er noch vor einigen Hundert Jahren. Die Kirche und 
Religion spielte eine wichtige Rolle in der Innen- und Außenpolitik sowie im 
gesellschaftlichen Leben. 
 
Die Bedeutung und Rolle von Joseph II. für Staat und Kirche wird an Hand von 5 
Themenschwerpunkten untersucht. Diese Themenblöcke deckten zur Zeit von Joseph II. 
wichtige Bereiche für das allgmeine gesellschaftliche Leben, die Kirche als 
Organisation an sich, das Vermögen und die Finanzen der Kirche, der Einfluss von 
Außen auf die Kirche in der Monarchie sowie die katholische Religion als einzige 
Wahrheit ab. Es soll aufgezeigt werden welchen Einfluss der Josephinismus auf die 
Entwicklung der Kirche, aber auch auf den Staat hatte und wie der Interessenskonflikt 
zwischen diesen beiden Instanzen einen Staat an den Rande einer Katastrophe führen 
konnte. 
 
In dieser Arbeit geht es darum, ein Verständnis für die Situation zwischen Kirche und 
Staat zu vermitteln. Es soll gezeigt werden, welche Bedeutung der Josephinismus für 
die Kirche sowie für die politische Entwicklung des Staates hatte und noch immer hat. 
Durch die Gesetzgebung, von Seiten der josephinischen Regierung, wurde versucht den 
weltlichen und geistlichen Bereich klar abzugrenzen, den Einfluss der Kirche so gering 
wie möglich zu halten und eine Trennung von Staat und Kirche herbei zu führen. Dabei 
ist sehr interessant zu sehen, dass trotz der Säkularisierung eine Staatskirche aufgebaut 
wurde um weiteren Einfluss durch den Monarchen in der Kirche ausüben zu können. 
Außerdem wurde durch die Toleranzgesetzgebung die Monopolstellung der 
katholischen Kirche gebrochen und persönlicher Freiraum für das religiöse Bekenntnis 
im Privatbereich geschaffen. Welche Auswirkungen das josephinische Reformwesen 





Begonnen wird mit einer Begriffserklärung des Josephinismus sowie den 
unterschiedlichen Auffassungen des Kirchenbegriffs. Anschließend kommt es zur 
Darstellung der ideologischen sowie politischen Vorgeschichte des Josephinismus. 
Hieraus wird ersichtlich, dass es bereits vor Joseph II. zu Versuchen kam, von Seiten 
des Staates, Einfluss auf die geistliche Ebene zu nehmen. Dabei wird auch auf die 
Person und Rolle des Fürsten von Kaunitz näher eingegangen, da diesem in 
kirchenpolitischen Entscheidungen eine wichtige Rolle eingestanden werden muss. 
Mit Amtsantritt von Joseph II. änderte sich das politische und gesellschaftliche Leben 
schlagartig. Der Monarch agierte, vom Tatendrang getrieben, oft unüberlegt und 
vorschnell, aber nach bestem Gewissen. Diese Arbeitswut brachte viele Neuerungen, 
auf welticher und geistlicher Ebene, führte die Monarchie aber auch in eine 
innenpolitisch instabile Lage. 
 
In den folgenden Kapiteln wird die Situation nach dem Tod Joseph II näher betrachtet 
und der letzte große Höhepunkt der Kirche in der Monarchie, das Konkordat von 1855, 
in Augenschein genommen. Trotz dieses Erfolgs wurde bald ersichtlich, dass der 
josephinische Geist weiterhin bestand und das Konkordat zum Sturz  gebracht. 
Die nächsten Punkte der Arbeit behandeln das Aufstreben der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei sowie die Christlichsoziale Partei. Dieses Kapitel wird zeigen, dass 
bereits über 100 Jahre nach der Regierungszeit von Joseph II. der Josephinismus und 
seine Themen noch immer Teil des politischen Systems sind und welche Rolle dies für 
Entwicklung der I. sowie II. Republik Österreich spielten. 
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2. Der Josephinismus 
 
2.1 Begriffserklärung Josephinismus 
 
Der Begriff Josephinismus ist eine Ableitung aus der Regierungszeit von Kaiser Joseph 
II., welcher unter dem Motto „Alles für das Volk, nichts durch das Volk“ regierte. 
Der Begriff kann im weiteren Sinn mit der gesamtgesellschaftliche Veränderung 
betrachtet werden, oder aber im engeren Sinn, wie es hier der Fall ist, die Reformen auf 
kirchlichem Gebiet. 
Man muss jedoch anmerken, dass der Josephinismus keine Erfindung, Institution, oder 
einfach mal hervorgerufen wurde. Der Josephinismus ist ein Konstrukt aus 
verschiedenen Geistesströmungen dessen Ideen teilweise Jahrhunderte zurückgreifen. 
Der Josephinismus ist entstanden. Man kann jedoch sagen dass es eben Joseph II. war, 
welcher diese Vereinigung der Geistesströmungen in seiner kurzen Amtszeit zur Blüte 
brachte. Der Weg dorthin wurde aber bereits einige Jahre vorher unter der Regierung 
Maria Theresias geebnet. 
 
Joseph II. regierte bereits unter seiner Mutter Kaiserin Maria Theresia, doch konnte er 
seinen Drang nach Veränderung im Weltlichen und Geistlichen erst nach Ableben 
seiner Mutter ungehindert freien Lauf lassen. 
Unter Joseph II. begann der Einzug eines gewaltigen Verwaltungsapparates, das 
Meldewesen und Hausnummern etablierten sich, er brachte mit dem Untertanenpatent 
das Ende der Leibeigenschaft, er installierte ein Überwachungs- und Spitzelsystem, 
baute das Gesundheits- und Schulsystem weiter aus und schuf die Todesstrafe ab. Diese 
und viele weitere Veränderungen brachte der Josephinismus im weiteren Sinne mit sich. 
Der auf geistlicher Ebene basierende Josephinismus brachte unter anderem Reformen 
wie das josephinische Zensurgesetz, das Toleranzpatent, die Klosteraufhebungen, 
Einschränkung der Prozessionen, das josephinische Ehepatent und die Gleichstellung 
unehelicher Kinder. 
Diese Eingriffe in das öffentliche Leben hat die Kirche sehr schwer getroffen und das 





2.2 Der Kirchenbegriff 
 
Der Josephinismus und seine Anhänger wollten in keiner Weise die Kirche ruinieren 
oder gar zerstören, obwohl es manchmal den Anschein erweckte. 
Allein die unterschiedliche Definition des Begriffs der Kirche zeigt auf, dass hier zwei 
vollständig verschiedene Welten aufeinandertrafen. 
 
In der katholischen Theologie wird die Kirche als „die Kirche das von Christus 
gegründete, vom rechtmäßigen Nachfolger Petri monarchisch regierte sichtbare Reich 
Gottes auf Erden, das den Zweck hat, das übernatürliche Heil der Menschheit zu 
bewirken“1 gesehen. 
Dieses Reich wird ebenso als eine eigenständige Gesellschaft gesehen, wie es auch bei 
einem Staat der Fall ist. Die Kirche wurde für das übernatürliche Wohl der Menschheit 
geschaffen und allein nur sie selbst besitzt die Mittel diesem Zwecke nachzukommen. 
Aus diesem Grund benötigt die Kirche keine andere Gesellschaft um ihre Ziele zu 
erreichen. Sie agiert als unabhängige Gesellschaft wie der Staat und besitzt ebenso wie 
dieser Bereiche der für Eingriffe von außen unantastbar ist. Jedoch gibt es in einigen 
Bereichen dieser beiden Gesellschaften Überschneidungen, welche mittels Verträgen 
oder Konkordaten geregelt werden. 
Nach dieser Auffassung ist es natürlich verständlich, dass die Kirche versucht mittels 
der geschlossenen Übereinkünfte ihren Einflussbereich zu erweitern.2 
 
 
Die josephinische Ansicht über die Kirche stellt einen völligen Widerspruch zur 
katholischen Theologie dar. So ist die Kirche für Josephinisten rechtlich gesehen kein 
sichtbares Reich. Im radikaleren Sinne könnte man die Definition „Die Kirche ist 
danach keine vollständige Gesellschaft mit unabhängigem Eigenbereich, dem Staat 
ebenbürtig oder gar indirekt ihn überragend, sondern sie ist ein Verein von Menschen 
gleichen religiösen Bekenntnisses […], dem Staat als einziger vollständiger 
Gesellschaft völlig untergeordnet und seinen Eingriffen und Übergriffen schutzlos 
ausgeliefert.“ 3geltend machen. 
                                                 
1 Rieser, Herbert. Der Geist des Josephinismus und sein Fortleben. Der Kampf der Kirche um Ihre 
Freiheit, S. 1 
2
 Ebd., S. 1-2 
3
 Ebd., S. 2 
8 
Doch kann man dies auch mit einer nicht so „harten“ Definition betrachten, die lautet, 
„das josefinische Kirchen- und Staatsrecht betrachtet Kirche und Staat als zwei von 
einander absolut unabhängige, getrennte, in keiner Weise einander untergeordnete, 
unmittelbar von Gott eingesetzte, in ihrer Sphäre gleichberechtigte, höchste 
Instiutionen.“4 
Es sieht auf den ersten Blick so aus ob die zweite Definition der Kirche mehr Rechte 
einräumen würde, doch dem ist nicht so. Auch bei der zweiten Definition wird die 
Kirche eine eigene (Macht-)“Sphäre“ zugeteilt, in der Sie eine unabhängige, von Gott 
eingesetzte, höchste Institution ist und auch nicht untergeordnet sein muss. Jedoch nur 
in Ihrer auf rein geistlicher, ursprünglicher Ebene. Und auf eben diese Ursprünglichkeit 
soll die Kirche wieder gebracht werden. 
 
Nach josephinistischer Auffassung hat die Kirche ihre weltliche Macht und Einfluss 
früheren schwachen Herrschern zu verdanken, welche zu wenig auf ihre eigenen Rechte 
achteten und es dadurch zu einer teilweisen Verschiebung von Macht und 
Besitzansprüchen gekommen ist. 
Diese früher begannen Fehler sollen durch die Kirchenreformen des Josephinismus 
wieder korrigiert und das Verhältnis zwischen Staat und Kirche, wie der oben 
genannten Ansicht nach, angepasst werden.5 
 
Für die Josephiner gab es keinen Zweifel an der Existenz Gottes, an der Tatsache einer 
seligmachenden Religion, oder der Notwendigkeit der Religion für das Glücks- und 
Sicherheitsgefühl der Bürger. Die Josephiner sahen die Privilegien der Kirche nur als zu 
viel an und die Kirche sollte wieder in Ihre ursprüngliche Form und Tätigkeit 
zurückgedrängt werden. 
All jene Belange, die nicht nur den Glauben und Geist alleine betreffen, haben sich der 
Kontrolle der eingesetzten Staatsorgane zu unterstellen. 
 
Es wurde aber nicht nur versucht, die Kirche in Ihre ursprüngliche Aufgabe zurück zu 
drängen. Man versuchte Einfluss auf die Kirche auszuüben, indem es das Ziel war, eine 
von außen nicht beeinflussbare Staatskirche aufzubauen, die im Interesse des Staates 
agiert und auch unter der Kontrolle von diesem und nicht des Papstes steht. 
                                                 
4
 Holzknecht, Georgine. Ursprung und Herkunft der Reformideen Kaiser Josefs II. auf kirchlichem 
Gebiete; S. 37 
5
 Rieser, S. 2 
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Die führende Rolle in der Staatskirche würde aber auch wie zuvor die Katholische 
bekommen. 
Bei den Habsburgern war es ein Grundsatz, mit der römisch katholischen Kirche eine 
enge Verbindung zu halten, da sie als Zusammenhaltende Kraft im habsburgerischen 
Vielvölkerstaat galt. 1725 wurde im Religionspatent die katholische Kirche als die 
einzig wahrhaftige bestätigt und allen nichtkatholischen Gläubigen die 
Gleichberechtigung abgesprochen. Es wurde ihnen die Religionsausübung verboten, der 
Besitz von jeglichen Aufzeichnungen war nicht erlaubt und jeder Nichtkatholik konnte 
weder Grundbesitz noch Stadtbürgerrechte erwerben. 
 
In den letzten Jahren von Maria Theresia war dieser Grundsatz immer noch gültig, aber 
wurde der Irrglaube allein nicht mehr verfolgt. Dies war eine der Richtungen, in die 
auch Joseph II. schlug, er jedoch weiterging und daraus die Toleranzidee entstand. 
Durch die Reformen wurde die Macht des Staates ausgebaut und die Rechte der Kirche 
und seinen ausführenden Organen beschnitten. Dies zog sich durch alle Instanzen in der 
Kirche und die staatlichen Ämter hatten immer das letzte Wort. 
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3. Die Vorgeschichte des Josephinismus 
 
3.1 Die ideologische Vorgeschichte 
 
Dem Josephinismus sind vor seiner Entstehung mehrere Ideologien und 
Geistesströmungen vorausgegangen. Auf der theologischen Seite standen die 
konziliarische Theorie, der Regalismus, der Gallikanismus, der Janseismus, der 
Febronianismus und der Protestantismus. Auf der philosophisch-ideologischen Seite 
gab es die Entwicklung des Naturrechts, die Pufendorf Französische Aufklärung 
(Enzyklopädisten) und die deutsche Aufklärung.6 
Große Beachtung fanden diese Ideologien und Geistesströmungen nicht nur bei Kaiser 
Joseph II., sondern auch bei dem einflussreichen Staatskanzler Fürst Wenzel von 
Kaunitz-Rittberg. 


















                                                 
6
 Rieser, S. 20 
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3.2 Die politische Vorgeschichte 
 
3.2.1 Maria Theresia 
 
Wie bereits im vorherigen Kapitel erwähnt, wurde der Josephinismus nicht von Kaiser 
Joseph II. erfunden, er ist entstanden. Ebenfalls wurde auch ein Stammbaum dieser 
Entstehungsgeschichte gezeigt, der es uns ermöglicht, Jahrhunderte zurück zu gehen. 
Doch dies soll im Rahmen dieser Arbeit nicht geschehen. Jedoch sehen wir uns die 
Jahrzehnte zuvor an, die das entstehen des Josephinismus ermöglicht haben. Die Mutter 
Kaiser Josephs II., Maria Theresia, hatte in Ihrer Zeit bereits begonnen, Reformen zu 
tätigen. Sie stand unter einem starken Einfluss des Staatskanzlers, Fürst Wenzel von 
Kaunitz- Rittberg.8. Aus diesem Grund wird in folgendem Kapitel der Staatskanzler 
Fürst Kaunitz stehen und nicht Maria Theresia, da eben dieser die ausschlaggebende 




3.2.2 Reformen unter Maria Theresia 
 
Bereits unter Kaiserin Maria Theresia kam es zu Reformtätigkeiten, in denen sich die 
Kompetenzen der Kirche und des Staates überschnitten. Man könnte auch sagen, es 
wurde in Bereichen reformiert, welche aus der Sicht des Staates, die Kompetenzen des 
Souveräns beschnitten und die Machtbefugnisse der Kirche überschritten. Unter Maria 
Theresia wurden die Reformen sehr zaghaft durchgeführt und zu Beginn auch mit 
Einbeziehung des Papstes und dessen Zustimmung. So wurden zum Beispiel im Jahr 
1769 mit dem Einverständnis des Papstes Klosteraufhebungen vorgenommen. Von 
Seiten der Kaiserin wurden aber auch Erlässe auf Bitten des Papstes wieder 
zurückgenommen. Die Reformen waren für Maria Theresia wohl auch eine 
Gratwanderung zwischen Ihrem Glauben und der Notwendigkeit zur Veränderung. 
In der Amtszeit von Maria Theresia wurde 164 Reformen und Verordnungen erlassen, 
welche sich vor allem mit 8 geistlichen Bereichen befassten: „Isolierung der 
inländischen Kirche von Rom, Kirchenjustiz, Kirchenfinanzen, Schulreform, 
                                                 
8
 Wird im Folgenden aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit als „Staatskanzler Kaunitz“ bezeichnet. 
12 
Klosterreform, Seelsorgereform, liturgisches Brauchtum, Aberglaube und 
Totenbestattung.“9 
Besonders eine Person nahm bei diesen Erlässen eine federführende Rolle ein, 
Staatskanzler Kaunitz. 
 
Der Staatskanzler verstand es, seine eigenen Interessen und Ziele, im staatlichen Sinne, 
an die Kaiserin heranzutragen und durch geschickte Formulierungen sich Gehör und 
positive Resonanz zu verschaffen. Die Kaiserin, welche sehr fromm war und die 
katholischen Prinzipien lebte, ließ dem Staatskanzler oft freie Hand und glaubte daran, 
diese Reformen zum Wohle der Kirche durchzuführen.  
Um nun die Rolle des Fürsten Kaunitz bei den Reformen unter Maria Theresia zu 
beleuchten, wird im folgenden Kapitel kurz die Person Kaunitz betrachtet, sein 
Werdegang, seine ersten Jahre und der Wandel seiner Politik gegenüber der Kirche. 
Es wird an Hand einiger Beispiele aufgezeigt, wie sich sein Verhalten von den frühen 
Jahren bis zum Ende von Maria Theresia gewandelt hat. 
Dies soll einen Überblick geben über die bereits beginnenden, jedoch noch zaghaften 
Reformen, welche den Josephinismus einleiteten. 
 
 
                                                 
9
 Rieser, S. 42 
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3.3 Die Rolle des Fürsten Kaunitz unter Maria Theresia 
 
3.3.1 Ein kurzer Überblick über den Werdegang des Fürsten Kaunitz 
 
Wenzel Anton Josef Fürst von Kaunitz wurde am 2. Februar 1711 geboren und 
entstammte einer uralten Adelsfamilie, welche immer wieder Persönlichkeiten 
hervorbrachte, die in politischen Ämtern tätig waren.10. Er genoss eine der Zeit 
entsprechenden aristokratische Ausbildung und Kindheit, welche ihn zu einem jungen 
„Mann von Welt“11 heranwachsen ließ.  
Von 1731 – 1732 studierte Kaunitz Rechts- und Staatswissenschaften an der Universität 
in Leipzig und bereiste nach Abschluss seines Studiums die Länder Deutschland, 
Holland, Italien und Frankreich.12 
Im Jahre 1735, am 25. Jänner, begann er sein Leben im Dienste der Krone und seine 
Karriere als kaiserlicher Kammerherr, Regimentsrat und Reichshofrat. 
Diese Tätigkeit in der Verwaltung war wohl keine große Herausforderung für Ihn und 
hatte auch nichts mit Fragen, welche die Staatsführung betrafen, zu tun, jedoch hatte er 
Einblick in Verwaltung, Rechtspflege und die innere Politik und konnte sich so einen 
Überblick verschaffen. 
Am 6. Mai 1736 heiratete Kaunitz die Gräfin Ernestine von Starhemberg, mit welcher 
er sieben Kinder hatte. 
Nachdem gut fünf Jahre in der Verwaltung vergingen, begann im Jahr 1741 seine gut 
zehnjährige Wanderschaft im Diplomaten- und Hofdienst. Er verweilte als Gesandter in 
Turin, Brüssel und Paris. Vor allem sein Aufenthalt in Paris, währenddessen er unter 
anderem die französische Aufklärung, Voltaire und die Enzyklopädie kennenlernte, hat 
Ihn geprägt und war wohl einer der Grundsteine für seinen geistigen Wandel zum 
Thema Kirche und Staat.13 
Im April des Jahres 1753 übernahm Kaunitz unter Kaiserin Maria Theresia die Position 
eines Staatskanzlers und übernahm die Leitung der österreichischen Außenpolitik. 
 
                                                 
10
 Novotny, Alexander. Staatskanzler Kaunitz als geistige Persönlichkeit, S. 39 ff 
11
 Ebd., S. 46 
12
 Ebd., S. 47 ff 
13
 Ebd., S. 59 ff 
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3.3.2 Staatskanzler Kaunitz zu Beginn seiner Karriere 
 
Zu Beginn seiner Amtszeit vermochte wohl noch niemand zu erahnen, welchen Einfluss 
Fürst Kaunitz auf die österreichische Politik und vor allem auf die „Kirchenpolitik“14 
haben würde. In den ersten Jahren seiner Amtszeit vermittelte er auch den Eindruck als 
würde ihm alles daran liegen, die gute historische Beziehung zu dem päpstlichen Stuhle 
fort zu führen. 
So wurde im Jahre 1756 eine Verfügung in Mailand15, auf Anfrage des Papstes 
Benedikt XIV. an Maria Theresia, von Kaunitz wieder zurückgenommen. Ein Jahr 
später gewährte der Staatskanzler seinem mailänder Statthalter, Graf Beltrame Cristiani, 
freie Hand für Verhandlungen mit der römischen Kurie über offene kirchenpolitische 
Fragen. 
Bereits am Ende des Jahres konnte Cristiani über den Abschluss der Verhandlungen 
berichten und Kaunitz gratulierte zu dem abgeschlossenen Handelsvertrag, dem neu 
gesetzten Asylbereich und der Besteuerung von Kirchengütern, welche von Pächtern 
bewirtschaften werden.16 
Doch bereits kurze Zeit später bemerkte der Nachfolger Cristianis, der Graf von 
Firmian, dass die Besteuerung der Kirchengüter von Kardinälen Schwierigkeiten mit 
sich brachte17. Hier war Kaunitz zwar überrascht, nahm die Sache jedoch ohne 
Einwände zur Kenntnis und ließ es dabei beruhen. 
Auch als das Innenministerium immer wieder versuchte seinen Einfluss bei der 
Verwendung der Gelder der böhmischen Salzkasse geltend zu machen18 und eine 
Anfrage diesbezüglich bei Kaunitz machte, übermittelte Kaunitz kommentarlos die 
Verwendung der Gelder des Jahres 1758.19 
                                                 
14
 Der Begriff Kirchenpolitik wird in dieser Arbeit für die politische Intention verwendet, welche die 
Kirche ansich bzw. Themen im geistlichen Bereich betreffen. 
15
 1751 hatte das Kollegiatkapitel von Monza die Zusage zur Verleihung der „Cappa Magna“ (Festkleid 
hoher geistlicher Würdenträger) erhalten. Gleichzeitig verfügte die Kaiserin auch, dass in Zukunft solch 
kostspieligen Privilegien nur dann von Rom erbeten werden dürfen, wenn es eine Zustimmung der 
weltliche Regierung gibt. Die Mailänder Regierung erweiterte diese Verfügung jedoch zu einem 
allgmeinen Verbot des Rekurses an den Heiligen Stuhl 
Maaß, Ferdinand. Der Josephinismus. Quellen zu seiner Geschichte in Österreich 1760-1790. I. Band, 
Ursprung und Wesen des Josephinismus 1760-1769. S. 21 
16
 Ebd., S.21-22 
17
 Es kam bei der Besteuerung zu Schwierigkeiten, da die Güter welche den Kardinälen gehörten, trotz 
aller Abmachungen nicht der staatlichen Besteuerung unterworfen waren, da diese Besitze laut 
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Gerade in den letzten beiden Fällen hat man den Eindruck, dass sich Kaunitz noch von 
einer Konfrontation mit dem Heiligen Stuhl sträubt bzw. ihr aus dem Weg gehen 
möchte. Umso erstaunlicher ist es, dass gerade diese beiden Punkte bereits einige Jahre 
später hartnäckig von Ihm bekämpft wurden und er diese Streitpunkte zu Gunsten des 




3.3.3 Der Wandel 
 
Kaunitz beschäftigte sich bereits vor 1760, auf Grund seiner Dienstreisen, mit den 
neuen theologischen und philosophischen Strömungen und setzte diese zu einer 
einzigen Theorie zusammen, von der er überzeugt war, die Probleme zwischen Staat 
und Kirche lösen zu können. 
Man kann jedoch sagen, dass die Problemlösung nicht auf Kompromissen basierte, 
sondern auf einer kirchenpolitischen Doktrin, welche die Auflösung der 
Eigenständigkeit der Kirche im Staat vorsah. 
Die Haltung Kaunitz gegenüber dem kirchlichen Machtanspruch trat sehr deutlich in 
einer von ihm geschriebenen Abhandlung mit dem Titel „Von der oberherrlichen 
Gewalt der römisch-katholischen Fürsten in Bezug auf die Religion und die Clerisey“ 
hervor.20 
 
In dieser Niederschrift seiner Gedanken in den Jahren 1768-69 sieht Kaunitz die 
Entstehung der Probleme zwischen Staat und Kirche auf kirchlicher Seite, da die Kirche 
nicht mehr ihre ursprüngliche Reinheit und Wesentlichkeit besitzt. Der Klerus gab sich 
einem Sittenverfall hin, Rom griff zunehmend in fürstliche Rechte ein und es kam zu 
einer allgemeinen klerikalen und päpstlichen Habgier und Herrschsucht. Diese 
Machtansprüche reichten immer weiter in die weltliche Herrschaft und so verschwanden 
die Grenzen zwischen geistlicher und weltlicher Ebene. 
Der Staat klagt die Kirche auf die über Jahrhunderte dem Staat abgerungenen 
Machtansprüche, um wieder die alleinige ungeteilte Gewalt im Staate zu sein. Dies ist 
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laut Kaunitz jedoch nur dann möglich, wenn die Kirche wieder in Ihre Ursprünglichkeit 
zurückkehrt und dabei auf jegliche Ansprüche verzichtet.21 
Kaunitz geht sogar soweit, dass er ein Punkteprogramm aufstellt, in dem er festlegte, 
welche Rechte die Kirche noch besitzt und welche ihr entfallen, da sie nicht in ihren 
Bereich gehören. 
Konkret besitzt die Kirche Befugnisse in folgenden 6 Punkten: 
 
1. Verkündigung der Grundsätze des Christentums und der Sittenlehre Christi, 
2. Spendung des Weihesakraments, 
3. geistliche Hilfe für die Christen, 
4. Spendung der übrigen Sakramente 
5. außerordentliche Gottesdienstverrichtungen und 
6. Sorge für innere Disziplin und Sitten des Klerus.22 
 
Diese 6 Punkte gesteht man der Kirche zu und es wird ihr zur Ausübung dieser auch 
Schutz gewährt 
 
Folgende 13 Punkte fallen im Gegenzug aus dem Machtbereich der Kirche und 
schränken diese in ihren Freiheiten immens ein: 
 
1. Jegliches Mitspracherecht in Zivilsachen, nämlich: 
2. in Sachen der äußeren Disziplin des Klerus und überall dort, wo der Klerus nur 
als Staatsbürger zu betrachten ist; 
3. Bistums- und Benefizienverleihung; 
4. Rekurse nach Rom in Dingen, die auch die Bischöfe erledigen können; 
5. römische Reservatfälle und Exemption der Orden; 
6. Erpressungen durch die römische Datarie, d.h. durch das mit Dispenserteilung 
betraute Amt der Kurie; 
7. die Mißbräuche des Asylrechtes; 
8. Pfründenanhäufung; 
9. die Erfindung des Mönchswesens; 
10. alle Einmischung in Bücherzensur und Schulleitung; 
11. die kirchlichen Schulen für den Klerus; 
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12. eigene, unabhängige Gerichtsstellen des Klerus; 
13. Festsetzung von Feiertagen mit Arbeitsverbot, sowie von Fasten- und 
Abstinenztagen, wodurch, wie beim Fischessen, große Geldsummen aus dem 
Land gezogen wurden.23 
 





3.3.4 Der neue Kaunitz und die Kirche 
 
Die neue Haltung gegenüber der Kirche ist, wenn auch noch in gemäßigter Form, 
bereits im Jahr 1760 erkennbar, als es um die Bischofsernennung in Como ging. 
Kaunitz zeigte sich erfreut das ein Prälat ernannt wurde, welcher das vollste Vertrauen 
der Kaiserin genießt, doch wies er auch gleich darauf hin, dass man die Vorwegnahme 
der Ernennung ohne zuvor ein kaiserliches Empfehlungsschreiben abzuwarten, nicht 
gerne sehe. Dieser Hinweis wurde jedoch vom neuen Papst Klemens XIII. und dessen 
Regierung ignoriert, da man nicht durch Konkordate an die Zustimmung der 
Regierungen gebunden war. 
 
Im Jahre 1762 wurde die Ernennung des Bischofs von Mantua vorgenommen und auch 
die Bischofsstelle von Como wurde wieder neu besetzt. Wider erwarten wurde auch hier 
keine Rücksicht auf das kaiserliche Empfehlungsschreiben genommen, da es zu einem 
Schriftverkehr zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Staatskanzler kam, bei dem er 
jedoch das nachsehen hatte. Im Jahr 1764 schreibt er völlig erzürnt an Graf Firmian, er 
„könne daraus die despotische Art erkennen, mit der Rom bei der Besetzung der 
Bischofsstühle in der österreichischen Lombardei vorzugehen gewillt ist, und um diesen 
seinen Despotismus nicht zu gefährden, weigert sich die Kurie, dem königlichen 
Empfehlungsschreiben stattzugeben. […] Aber da Rom selbst uns antreibt, über die 
gänzliche Vernichtung der landesfürstlichen Vorrechte nachzudenken, wie dies der 
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päpstlichen Regierung vor allem in Italien in diesen heiklen Belangen gelungen ist, da 
sie ganz offenkundig sich Rechte angemaßt hat, die anderen zustanden.“24 
Wie es sich jedoch herausstellen sollte, hatte der Staatskanzler in dieser Frage unrecht, 
was ihn jedoch nicht weiter davon abhielt, sein höheres Ziel, die „Entmachtung der 




3.3.5 Die Theorie von Kaunitz und die Lombardei 
 
Seinem wie bereits zuvor erwähntem Ziel, die „Entmachtung der Kirche“, näherte sich 
Kaunitz nachdem er seine Theorie auf die Lombardei übertrug. Für diese Umsetzung 
war es nötig, den mailändischen Verwaltungsapparat umzugestalten, um ihm die 
nötigen Kompetenzen geben zu können. 
Aus diesem Grund wurde die Giunta Economale, die Mailänder Wirtschaftsbehörde, bis 
auf den Namen in Ihrem Wesen runderneuert. Die Kompetenzen dieser Institution 
beinhalteten die Bearbeitung aller zukünftigen Fragen zwischen Staat und Kirche, aber 
auch alle Angelegenheiten, welche nicht rein geistlichen Naturen waren. Es konnte 
selbständig entschieden oder wenigstens darüber beraten werden, um ein Gutachten an 
die Wiener Oberbehörde, das Dipartimento d´Italia, zu senden. Die Mitglieder dieser 
Behörde setzten sich aus dem Statthalter Firmian als Vorsitzenden, einem Geistlichen 
als Econome Generale sowie einigen Beamten zusammen. 
So konnte in Zukunft über alles Wesentliche im Bereich der Kirche die staatliche 
Institution entscheiden und der Mailänder Senat sowie die Bischöfe wurden dadurch 
ausgegrenzt.25 
Bis jedoch die Vollmachten und Arbeitsweise der Giunta Economal bis ins Detail 
geklärt wurden, vergingen noch fast zwei Jahre und wurde am 3. August 1767 in einem 
Reale dispaccio von Maria Theresia festgelegt. 
Der Institution wurde ausschließliche und höchste Jurisdiktion im Zivil- und Strafrecht 
erteilt, um über „römische Speditionen, Benefizienfragen, Amortisationsgesetze, äußere 
Disziplin des Klerus, Verwaltung frommer Orte, Spitäler, Pfarrkirchen, Bruderschaften, 
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Gültigkeit von Schenkungen und Testamenten und über alle kirchlichen und gemischten 
Belange“ zu wachen “ die das kaiserliche Souveränitätsrecht berührten.“26 
 
Bereits ein Jahr später, am 15. Juni 1768, wurden zusätzliche Geheiminstruktionen für 
die Giunta Economale durch Maria Theresia bestätigt und damit dem Josephinismus der 
Weg geebnet.27 Gerade in der Lombardei und in Rom müssen diese Instruktionen ein 
weiterer Schlag ins Gesicht der Geistlichen gewesen sein und es muss die Anhänger des 
Josephinismus in Hochstimmung versetzt, haben als dieser Schritt abgeschlossen war. 
Aus späteren Dokumenten ist ersichtlich, wie sehr einige doch das Papsttum und dessen 
Einfluss verachteten. Hofrat Sperges äußert sich in seiner Denkschrift zum 15 jährigen 
Bestehen der Giunta Economale, welche nur für den internen Gebrauch der Regierung 
geschrieben wurde, in folgendem Sinne: „Lombardei, die Rom geradezu sklavisch 
ergeben war, […], …wegen des Interesses von Religionsdienern und Adel an den fette 
lombardischen Abteien, die vom Pabst auch jetzt noch nach Belieben vergeben wurden. 
Der Adel mußte sich mit Rom gut stellen, um seine Söhne in diesen Pfründen 
unterzubringen. Dazu kam noch die äußerste Bigotterie […]. Zum Glück aber war der 
lombardische Statthalter Firmian ein aufgeklärter Mann, […]. 
Im Jahr 1766 geschah der wirkliche Anfang der meiländischen Reformazion in Absicht 
auf die Geistlichen […].28 
 
Der Papst konnte bereits nach zwei Jahren seine bisherigen Machtansprüche nicht mehr 
ausüben, da man ihm die Möglichkeit nahm, personalpolitische Entscheidungen zu 
setzen und auch die Jurisdiktion in der Hand der weltlichen Gewalt war. 
 
Maria Theresia fiel bei dieser Vorgehensweise gegen die Kirche lediglich die Rolle der 
letzten Instanz für die Gesetzgebungen zu. Staatskanzler Kaunitz verstand es 
ausgezeichnet, der Kaiserin seine Ideen so vorzutragen, dass es den Anschein hatte, dem 
Wohle der Kirche zu dienen. Des Weiteren erweckt es den Anschein, „daß die 
Anschauungen der Kaiserin über das Wesen und die Aufgaben der Kirche gelegentlich 
doch recht einfach waren. Am entscheidensten fiel aber das Unvermögen Maria 
Theresias ins Gewicht, geistige Probleme zu sehen, abstrakte Gedankengänge 
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durchzudenken und die Folgen zweifelhafter oder falscher Voraussetzungen 
abzuwägen.“29 
Es war auch immer mehr der Unmut der Kaiserin mit dem Klerus, welchem es zu 
verdanken war, dass die Reformen immer zügiger voranschritten und vor allem immer 
wichtigere Gebiete erfassten. So kam zu dem Unmut, den es Kaunitz verstand, bei der 
Kaiserin zu schüren, auch noch die nicht gerechtfertigte Exkommunikation ihres 
zukünftigen Schwiegersohnes, dem Herzog Ferdinand von Parma, zu veranlassen, die 
daraufhin am 30. Jänner 1768 erfolgte. 
Bei der Kaiserin selbst löste dies zwar keinen Zusammenbruch ihrer katholischen 
Gesinnung aus, aber es entstand eine Abneigung gegen die Führungsriege eben dieser. 
Dem Staatskanzler konnte zu diesem Zeitpunkt gar nichts besseres passieren, den die 
Umsetzung des lombardischen Systems auf den ganzen Staat stand bevor und es war für 




3.4 Die letzten Jahre unter Maria Theresia 
 
3.4.1 Mut zu Reformen 
 
Im letzten Regierungsjahrzehnt von Maria Theresia beschäftigte man sich vor allem mit 
Reformen des katholischen Ordenswesens. Es wurde nach dem Kirchengut gegriffen 
und das kirchliche Asylrecht und die Inquisiton wurden abgeschafft. 
 
Nachdem es bereits zu Ordensaufhebungen gekommen war, versuchte man auch auf 
andere Art und Weise den Ordensnachwuchs zu vermindern. Durch die Hinaufsetzung 
des Eintritts- und Profeßalters sollte dies verwirklicht werden. Kaunitz sah im 
Ordenswesen zwar auch die positiven Dinge wie z.B. die Pflege von Kranken und 
Bedürftigen, doch war es im trotzdem ein Dorn im Auge. Er begründete dies vor allem 
damit, dass die Orden und ihre Angehörigen dem Staat und damit seiner Bevölkerung 
eine schwere Last seien. So befanden sich im Ordensbesitz recht ansehnliche Güter, die 
sich immer weiter vermehrten. Außerdem vollzogen die Ordensangehörigen das Leben 
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wie der gewöhnliche Staatsbürger, waren aber von einigen und vor allem finanziellen 
Lasten befreit, die dadurch der normale Bürger mittragen musste. 
Des Weiteren würden von den Orden die guten Leute rekrutiert werden, welche in der 
Landwirtschaft und Wirtschaft fehlen würden. 
Auf Grund dessen sollte das Eintrittsalter erhöht werden, um einen unüberlegten Eintritt 
zu verhindern. Dies hatte den Vorteil, dass, sofern sich jemand mit späteren Alter, 
nachdem er bereits eine Arbeit erlernt oder auch eine staatliche Schule besucht hatte, 
bereits die staatliche Weltanschauung in sich aufgenommen hatte und sich 
wohlwollender gegenüber dem Staat verhielt. 
Kaunitz forderte daher, das Eintrittsalter von bisher 16 auf 24 und das Profeßalter auf 30 
Jahre anzuheben. Der Kaiserin erschien dies zu hoch und sie setzte das Alter auf 21 
bzw. 24 fest. Doch damit zog sie sich den Unmut des Papstes zu, der aufs schärfste 
dagegen protestierte. Die Kaiserin teilte die Rücknahme dem Staatskanzler mit, der 
daraufhin so gekränkt war, dass Maria Theresia Kaunitz klein bei gab und ihm freie 
Hand ließ.31 
 
Am 26. August 1771 wurde für die Orden, durch ein Hofdekret, der Geldzufluss 
gestoppt. Es durften männliche und weibliche Ordenskandidaten, von nun an nur mehr 
eine vom Staat festgesetzte Höchstsumme an Bargeld in das Kloster einbringen, um 
keinen weiteren weltlichen Gutsbesitz in die Hand des Klerus abwandern sehen zu 
müssen. Weiters wurde es verboten, einen Vermögenszuwachs durch Testamente oder 
aus Schenkungen zu lukrieren. Im Jahr 1775 wurden auch die Provinzkassen 
aufgehoben, womit den Ordensprovinzen ihr Sondervermögen genommen wurde und 
die Provinzoberen keinen Zugriff mehr auf Geld und Gut der einzelnen Orden hatten. 
Dies sollte vor allem den Geldabfluss ins Ausland stoppen. 
Außerdem gab es weitere Ordensaufhebungen und das Vermögen ging, wie z.B. bei 
dem aufgehobenen Jesuitenordens, in Staatsbesitz über. 
Zudem wurde sich auch der Ertrag und Vermögen aus der böhmischen Salzkasse zu 
eigen gemacht.32 
Durch diese Maßnahmen sollten große Kapitalanhäufungen auf kirchlicher Seite 
verhindert bzw. bereits bestehende, so gut es ging, aufgelöst werden. Ein weiterer 
Zweck dieser Reform war die Stärkung der heimischen Wirtschaft durch die 
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Maßnahmen, welche eine Geldabwanderung verhinderten und Schenkungen und 
Almosen aller Art beschränkten, um das Geld bei den Bürgern zu belassen.33 
 
Um ein einheitliches und lückenloses staatliches Rechtssystem aufbauen zu können, 
musste in das kirchliche Asylrecht eingegriffen und die Inquisition, welche noch in der 
Lombardei tätig war, abgeschafft werden. 
Im Juni 1775 wurde das Asylrecht zwar formell nicht abgeschafft, jedoch durch ein 
erlassenes Edikt und dessen Ausführung praktisch aufgehoben. Obwohl dies natürlich 
den Protest des Heiligen Stuhles nach sich zog, wunderte man sich, da nach Ansicht der 
österreichischen Regierung, die Kirche ja froh sein müsse, diese Bürde nicht mehr 
tragen zu müssen. 
Kaunitz forderte ebenfalls eine Abschaffung der Inquisition, doch konnte er dies nicht 
so umsetzen wie er es gerne gesehen hätte. Es kam zu keiner sofortigen Beseitigung, 
aber es sollte die Nachbesetzung ausgelassen werden, um dadurch eine natürliche 
Auflösung stattfinden zu lassen. Jedoch bestand Rom weiterhin auf die Inquisition und 




3.4.2 Der Streit um die Toleranz 
 
Ein weiterer wichtiger Punkt, der in den letzten Jahren unter Kaiserin Maria Theresia 
auf das Regierungsprogramm gekommen war, beinhaltete die Umsetzung einer 
Toleranzreform. Den Gedanken der Toleranz versuchte bereits Joseph II. im Reich zu 
etablieren, scheiterte aber an seiner frommen Mutter, Kaiserin Theresia. Auch 
Staatskanzler Kaunitz versuchte es mit einem Patententwurf zur Toleranz, scheiterte 
jedoch ebenfalls an der Kaiserin und auch an der Ablehnung von Joseph II. 
So sehr die Kaiserin über die Führung der katholischen Kirche erzürnt war, so sehr war 
Sie auch fromme Katholikin, die in der Frage der Toleranz keinen Schritt von ihren 
Standpunkten abweichen mochte. 
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So geschah es auch im Jahre 1777, als das erste mMal aufkam, dass in Mähren mehrere 
Tausend Menschen dem Protestantismus angehörten. Die Kaiserin war erschüttert über 
diese Situation und setzte sofort eine Kommission zur Lösung dieses Problems ein. 
Weiters fragte sie noch bei ihrem Sohn und dem Staatskanzler um Rat. 
Die Kommission war der Ansicht, dass neben der Belehrung durch Religionsunterricht 
auch das Militär in Anspruch genommen werden sollte, um eventuelle Versammlungen 
oder Aufwiegelungen zu verhindern. Die Kaiserin wollte aber vorerst versuchen, auf 
gütlichem Wege Ihr Ziel, der Bekehrung der Abtrünnigen, zu erreichen. Falls dies nicht 
zustande kommen sollte, so sollen die Behörden laut Gesetz, die Schuldigen schwer 
bestrafen, sie von Haus und Hof verjagen, ihnen ihre Kinder wegnehmen und die 
Schuldigen selbst, zerstreut, in Ungarn ansiedeln. 
Ganz anders sahen die Situation Ihr Sohn und der Kanzler Kaunitz. 
Joseph II. befand sich zu dieser Zeit gerade auf Dienstreise in Frankreich und war 
erschrocken und entsetzt über die Art und Weise, wie die Kaiserin gewillt war bei 
diesem Problem vorzugehen. In seiner ersten Reaktion sprach er sich für eine Toleranz 
gegenüber den Andersgläubigen aus, sofern Sie nach den Prinzipien des Staates lebten 
und in der Wirtschaft das ihre beitrugen. Weiters teilte er der Kaiserin mit, dass, falls es 
zu keiner Abstandnahme von dem gewillten Vorgehen geben werde, er sein Amt 
niederlegen müsse. Diese Vorgehensweise wäre nicht mit seinen Grundsätzen 
vereinbar. 
Der Staatskanzler wiederum gab der Kaiserin zu bedenken, dass der Protestantismus 
eine Erscheinung der Gegenwart sei und ihn diese Nachricht nicht sehr überrasche. Die 
Problemlösung, welche die Kommission laut dem Gesetz vorschlug, war jedoch nicht 
im Sinne des Christentums. Durch Gewaltanwendung kann niemand dazu gezwungen 
werden, anders zu denken und schon gar nicht, wenn es um eine Gabe ginge, die es den 
Menschen ermögliche an den einzigen wahrhaftigen Gott zu glauben und nach seiner 
Lehre zu leben. 
Der Staatskanzler und der Kaiser teilten die Ansicht, dass durch eine Toleranzpolitik der 
Staat nicht bedroht sei und versuchten dies, jeder auf seine Art und Weise, der 
Herrscherin zu vermitteln. 
 
So stand die Kaiserin nun vor einer schwierigen Entscheidung und inneren 
Zerrissenheit. Ist sie nun bereit der Gegenwart entgegenzutreten, um zu erkennen, dass 
24 
eine tolerante Religionspolitik den Zeitgeist treffen würde, oder fühlt sie sich eher an 
ihre Wurzeln gebunden und verschließt sich dem Neuen. 
Nach langem hin und her zwischen Staatskanzler, Kaiser und Kaiserin konnte sich auch 
Maria Theresia von einer stillschweigenden Toleranz überzeugen lassen. Dies war zwar 
ein Anfang, aber nicht die Lösung, denn bereits im Jahr 1780 bekannten sich drei 
weitere Gemeinden in Ungarn offen zum Protestantismus. 
Auch zu dieser Situation wurde Kaunitz um eine Stellungnahme gebeten. Er versuchte 
diesmal einen Schritt weiter zu gehen und legte der Kaiserin einen Patententwurf vor, 
welcher die Richtung für eine bürgerliche Toleranz beinhaltete. Dieser wurde jedoch 
vom Kaiser als unnütz abgetan und auch Maria Theresia verweigerte ihrem 
Staatskanzler die geforderte bürgerliche Toleranz.35 
 
Durch den Tod der Kaiserin im Jahr 1780 ging die Frage der Toleranz sowie die ganze 






Kaiserin Maria Theresia konnte auf eine lange Amtszeit zurückblicken, in der es viele 
Höhen und Tiefen gab. Der Glaube spielte dabei innen- wie auch außenpolitisch oft eine 
große Rolle. Maria Theresia war eine fromme und gläubige Katholikin und das 
Geschlecht der Habsburger konnte auf eine sehr lange Verbundenheit mit der 
katholischen Kirche zurückblicken. Trotzdem kam es unter der Regierungszeit der 
Kaiserin zum Bruch mit der Kirche. Dies geschah mehr oder minder freiwillig 
unfreiwillig. Die Kaiserin hatte jemanden in Ihr politisches Leben gelassen, auf dessen 
Meinung Sie sehr viel Wert legte und der es sehr geschickt verstand, Sie für seine Sache 
zu gewinnen. Die Rede ist von Staatskanzler Kaunitz. 
So gelang es diesem Mann dem eigenen Ziel, der Entmachtung der Kirche, mit Hilfe der 
gutgläubigen Maria Theresia Schritt für Schritt näher zu kommen. Gekonnt schaffte er 
es die Kaiserin auf seinen reformatorischen Weg zu bringen und Sie im Glauben zu 
lassen, alles zum Wohle der Kirche zu tun. In Ihrer Amtszeit wurden 164 Erlässe und 
Verordnungen zum Thema Kirche und Staat erlassen, die sich mit den Kirchenfinanzen, 
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der Kirchenjustiz, einer Schul- sowie Klosterreform, etc. befassten. In sehr vielen 
Themen war die Kaiserin bereit, mit sich reden und sich auch überzeugen zu lassen, 
doch gab es auch für Sie einen Tabubereich: die Toleranz. 
Ihr Sohn Joseph II. sowie auch der Staatskanzler brachten Ideen zur religiösen Toleranz 
ein, scheiterten jedoch an der frommen Kaiserin. Als es dann im Habsburgerreich zu 
den ersten öffentlichen Bekennungen zum Protestantismus kam, konnten Sie der 
Kaiserin zwar eine stille Toleranz abgewinnen, doch war dies nicht Lösung des 
Problems. Bevor sich Maria Theresia jedoch Gedanken über weiter Schritte machen 
musste bzw. konnte, verstarb Sie im Jahre 1780 und es war nun die Zeit von Joseph II. 




4. Kaiser Joseph II. 
 
Obwohl der neu gekrönte Kaiser nur zehn Jahre sein Amt ausführen vermochte, so war 
er es, der die Reformen auf kirchlichem Gebiete unentwegt vorantrieb und dem 
Josephinismus zu seinem Höhepunkt verhalf. Sein Jahrzehnt war gezeichnet von einer 
Arbeitswut und dem Drang, der Kirche eine zeitgemäße Form zu verleihen. Es ist 
seinem durchsetzungsstarken Willen zu verdanken, dass vieles in der Kirche, so wie wir 
es heute kennen, seinen Ursprung in der Regierungszeit von Joseph II. hat. 
 
Joseph II. wurde am 13. März 1741 in Wien geboren und hatte Papst Benedikt XIV. 
zum Taufpaten, welcher bei den ersten Reformen unter Kaiserin Maria Theresia eine 
Offenheit diesen gegenüber zeigte und eine wichtige Rolle bei deren Umsetzbarkeit 
spielte. 
Maria Theresia war eine streng gläubige Frau und so lag ihr auch sehr viel daran, ihre 
Kinder katholisch zu erziehen. Der Lehrer seiner Kindheit war ein Jesuit namens P. 
Frantz, der über den Jansenismus kein gutes Wort verlor. Trotz der strengen Erziehung 
konnte ihm sein Hang zum Jansenismus nicht abgewöhnt werden. 
Eine wichtige Rolle in seiner Entwicklung spielte auch Martini, der die Ansichten des 
Naturrechts und der katholischen Aufklärung vertrat. 
Joseph II. war bereits sehr früh interessiert an Belangen zwischen Kirche und Staat, 
doch sollte ihm sein Durchbruch erst nach dem Tod seiner Mutter gelingen. Obwohl er 
bereits 1765 Mitregent wurde, hielt seine Mutter das Führungszepter fest in der Hand 
und der Kaiser schaffte es nicht, seine Ideen unter der mütterlichen Oberhand 
durchzusetzen. Meist scheiterte es an der strengen Gläubigkeit und 
Traditionsverbundenheit der Mutter und so muss diese Situation sehr schwer für ihn 
gewesen sein. Dies könnte vielleicht seine Arbeitswut erklären die nach dem Tod der 
Kaiserin über das Land hereinbrach.36 
 
Obwohl der Kaiser durch seine Reformen berühmt, verachtet, und verehrt wurde, so 
hinterließ er auch seine Spuren auf weltlicher Ebene. Er ließ Kranken-, Armen- und 
Waisenhäuser bauen, hob die Leibeigenschaft sowie die Todesstrafe auf, machte aus 
Österreich einen zentralistischen Beamtenstaat mit einem effektiven 
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Verwaltungsapparat, reformierte das Eherecht und beseitigte die gesetzlichen Nachteile 
für uneheliche Kinder. 
Diese Veränderungen sind natürlich nicht zu verachten, aber der Schwerpunkt in dieser 
Arbeit, um nicht den Rahmen zu sprengen, liegt bei der Neugestaltung der geistlichen 
Ebene in der K. u. K. Monarchie. Wie man später noch sehen wird, bedeutet diese 
Neugestaltung nichts anderes, als dass der Staat immer an vorderster Stelle steht und 
sich die Kirche den Zielen des Staates unterzuordnen hat. 
 
Das Hauptaugenmerk liegt hierbei auf den Schwergewichten wie dem Toleranzpatent, 
der Ausschaltung Roms und der ausländischen Ordensoberen, der Neuordnung der 
Pfarren, Orden, Stifte, etc., den Generalseminaren und dem Ehepatent. Diese 5 Punkte 
waren nicht nur unter Joseph II. umstritten, sondern sorgten auch noch Jahrzehnte später 
für Aufregung. Weiters wird ersichtlich, dass er mit den oben genannten Punkten auch 
in die kirchlichen Finanzen, Kompetenzen und Machtverhältnisse eingriff und komplett 
veränderte. 
Diese Einschränkung bzw. diese Festlegung wurde gemacht, da er in seiner kurzen 
Amtszeit fast 600 Gesetze und Verordnungen erließ, die nur den geistlichen Bereich 
abdeckten. 
Begonnen wird dieses Kapitel nun mit dem Erbe der Toleranzpolitik aus den letzten 




4.1 Die Idee der Toleranz 
 
4.1.1 Der Weg zum Toleranzpatent 
 
Unter der Regentschaft seiner Mutter, konnte Joseph II. seine Toleranzpolitik nicht 
durchsetzen und gerade in den letzten Jahren der Regierungszeit von Maria Theresia 
kam diese Thematik immer mehr auf. Nicht nur ,dass sich jetzt ganze Gemeinden aus 
freien Stücken offen zum Protestantismus bekannten, auch der Einfluss aus dem 
Ausland auf kleinere protestantische Gruppen wuchs immer mehr. So wurde dies unter 
anderem auch von den Preußen betrieben, um protestantische K.u.K. Staatsbürger 
aufzuwiegeln oder auch deren Abwanderung zu unterstützen. Die Frage der Toleranz 
war nicht nur eine religiöse, sondern auch eine wirtschaftliche und politische. 
Durch Aufstände oder Auswanderungen gingen dem Staat Steuereinnahmen verloren, 
was gerade in dieser Zeit nicht in die finanzielle Situation der Habsburger passte. Des 
weiteren kann man sich vorstellen, dass innere Unruhe bzw. verstärkt auftretende 
Aufstände als ein Zeichen der Schwäche und Instabilität gelten konnte, was den Staat 
zerbrechlich machte oder als leicht zerbrechlich darstellen konnte. Dies war natürlich 
nicht im Sinne der Habsburger, da Rund um die K.u.K. Monarchie nicht nur Freunde 
das Regierungszepter in der Hand hatten. 
 
Um mit den Konservativen und der Kirche nicht in einen Konflikt zu geraten, wurden 
zuerst Anweisungen über eine tolerantere Behandlung der christlichen Minderheiten, 
mittels eines Geheimpapieres, an die Behörden übermittelt. Die Behörden manipulierten 
jedoch diesen Schritt in dem sie das Schreiben ignorierten, nicht richtig verstanden oder 
einfach falsch verstehe wollten. 
Nachdem weitere Erlässe und Beschlüsse zu dem Thema Toleranz im Jahr 1781 von 
den Behörden nicht oder nicht richtig durchgeführt wurden, kam es im Juni 1781 zu 
einem Rundschreiben, welches die Abschaffung des Religionspatents als Inhalt hatte. 
Es kam weiterhin zu einer generellen Nichteinhaltungen durch die Beamtenschaft und 
da mit der Zeit immer mehr über den Weg der Toleranz von Joseph II. durchgesickert 
war, musste er eine öffentliche Bekanntgabe machen. Dies geschah auch am 17. 
Oktober 1781 in der Wiener Zeitung.37 
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Es ist noch anzumerken, dass das Toleranzpatent durch den Willen des Kaisers 
durchgeführt wurde, aber auch dieser kam in dieser Sache indirekt auf Kaunitz zurück, 
denn Kaunitz selbst hatte bereits unter Maria Theresia ein Toleranzpatent 
vorgeschlagen, dass von der Kaiserin und auch von Joseph II. abgelehnt wurden.38 Als 
Joseph II. seine Ideen über die Toleranz in die Tat umsetzte, bemerkte er, dass das 





4.1.2 Der Begriff Toleranz 
 
Das Wort Toleranz bedeutet im Zusammenhang mit dem Josephinismus Duldung einer 
anderen Religion. Die nicht-katholische Religion, in diesem Fall Religionen, wurden 
nicht gut geheißen und auch nicht als die richtige angesehen, jedoch wurden sie neben 
der Katholischen geduldet. Auch hieß es für die gedulteten Religionen nicht, dass sie 
nun Gleichberechtigte waren, zumindest nicht in religiöser Sicht. 
Weiters muss die Duldung der Akatholiken als ein Akt des Herrschers betrachtet 
werden, die, falls es zu Unstimmigkeiten kommen sollte, auch wieder zurückgenommen 
werden kann. Dies stellte die Tolerierten in eine Abhängigkeit gegenüber dem 
Monarchen, da sie ihre gewonnen Rechte wieder verlieren konnten. 
 
Durch das Toleranzpatent kam es zu Verbesserungen im Bereich der 
Religionsausübung, es gab auch Zugeständnisse im Bereich der Bürgerrechte. Es kam 
zu einer teilweisen Gleichstellung der Akatholiken mit den Katholischen Untertanen.40 
Was nicht vergessen werden darf, ist, dass das Toleranzpatent nicht mit einer 
Religionsfreiheit gleich zu setzen ist, da nicht jede Glaubensgemeinschaft geduldet 
wurde. So wurde die Duldung der Religionen durch staatliche Interessen gelenkt, und 
keine der akzeptierten Konfessionen durfte die Existenz, die Autorität und Wohlfahrt 
des Staates bedrohen. 
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Die Ausschließung der Atheisten von der Toleranzgebung wurde zum Beispiel dadurch 
begründet, dass diese die Existenz Gottes leugnen, sich dadurch zu keinem Eid 
verpflichtet fühlen, und durch diese Tatsache kein vollwertiges Mitglied der 
Gesellschaft werden können.41 
 
Der Vorteil für den Staat bei der Gewährung der Toleranz gegenüber der 
Gleichberechtigung der Religionen lag darin, dass die Gedulteten keine 
gleichberechtigten Religionsgemeinschaften darstellten. Dadurch muss sich der Staat 
nicht auf eine interkonfessionelle Grundlage stellen, und das Vorrecht eines bestimmten 
Bekenntnisses ist weiterhin gegeben.42  
Der Hang zu einer einzigen Konfession hängt noch mit dem Weltbild des Mittelalters 
zusammen, in dem der einheitliche Glaube eine wesentliche Grundlage für eine 
staatliche Einheit darstellte.43 
 
Nachdem sich in Europa aber diverse Glaubensgemeinschaften durchsetzten, stand der 
Staat, vor allem der Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn, vor dem Problem, dass seine 
Untertanen unterschiedlichen Konfessionen angehörten. Der Staat konnte sich nun 
entscheiden, ob er die Idee der Toleranz vertritt und sich zu einer Staatskirche bekennt 
und neben dieser noch andere Religionsgemeinschaften zulässt, oder der Staat erkennt 




4.1.3 Der Inhalt des Toleranzpatents 
 
Ein einziges Toleranzpatent als solches, in dem alle Punkte geklärt würden, gab es 
nicht, da für die einzelnen Länder der Habsburger Monarchie verschiedene Patente 
geschrieben wurden. Der Inhalt der Toleranzpatente lag jedoch nicht weit voneinander 
entfernt, es waren Detailfragen, die speziell auf die einzelnen Gegebenheiten in den 
betroffen Gebieten abgestimmt wurden. 
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Die Kernaussage der Patente war jedoch die gleiche, es wurde die Tolerierung von 
Protestanten und Orthodoxen neben der katholischen Staatsreligion niedergeschrieben, 
um ein geordnetes Miteinander zu ermöglichen. 
Jedes Toleranzpatent begann mit folgenden einleitenden Worten: 
 
„Uiberzeugt eins Theils von der Schädlichkeit alles Gewissenzwanges, und anderer 
Seits von dem grossen Nutzen, der für die Religion, und dem Staat, aus einer wahren 
christlichen Tolleranz entspringt, haben Wir Uns bewogen gefunden den 
augspurgischen, und helvetischen Religions=Verwandten, dann denen nicht unirten 
Griechen ein ihrer Religion gemäßes Privat Exercitium allenthalben zu gestatten, ohne 
Rucksicht, ob selbes jemal gebräuchig, oder eingeführt gewesen sene, oder nicht. Der 
katholischen Religion allein soll der Vorzug des öffentlichen Religions=Exercitii 
verbleiben, denen beeden protestantischen Religionen aber so, wie der schon 
bestehenden nicht unirt Griechischen aller Orten, wo es nach der hierunten bemerkten 
Anzahl der Menschen, und nach den Facultäten der Innwohner thunlich fällt, und sie 
Accatholici nicht schon bereits im Besitz des öffentlichen Religions=Exercitii stehen, 
das Privat-Exercitium auszuüben erlaubt senn. […]“45 
 
Wobei zu beachten ist, dass die Betonung des Nutzen zu allererst der Religion 
zugeschrieben wurden. Was natürlich sehr klug gewählt war, um der Bevölkerung nicht 
die Möglichkeit zu geben, dem Staat reine Eigeninteressen vorzuwerfen. 
In der ersten Veröffentlichung des Toleranzpatents am 17.10.1781 in der Wiener 
Zeitung, welches auf 13.10.1781 rückdatiert wurde, obwohl die endgültige Fassung erst 
am 20.10.1781 fertiggestellt wurde,46 wurde in sieben Abschnitten die 
Toleranzgesetzgebung vereinfacht dargestellt: 
 
Gestattung einer angemessenen Religionsausübungen 
Den akatholischen Untertanen wurde es erlaubt, ab einer Gemeinschaftsgröße von 100 
Familien, ein Gebetshaus zu errichten. Weiters war es auch möglich, eigene Schulen zu 
gründen. 
Bei den Gebetshäusern gab es jedoch auch Vorschriften zu beachten, die das Äußere des 
Gebäudes betrafen, da diese Einrichtungen keinen kirchenähnlichen Charakter besitzen 
durften. So durfte es keine Türme und Glocken an den Bauwerken geben, wodurch es 
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auch zu keinem Geläut kommen konnte, und des Weiteren durfte es keinen öffentlichen 
Eingang von der Straße geben. Mit welchen Materialen es gebaut wurde, die 
Administration, und die Ausübung der Gottesdienste war den Gemeinden selbst 
überlassen, da auch alle Kosten von der Religionsgemeinschaft getragen werden 
mussten. Weiters wurden auch öffentliche Begräbnis in Begleitung eines Geistlichen 
erlaubt.47 
 
Gestattung von eigenen Schulen und Lehrpersonal 
Den Gemeinden wurde die Möglichkeit gegeben, eigene Schulen zu bauen, welche 
jedoch selbst finanziert und erhalten werden mussten. So musste es für ein eigenes 
Schulprojekt natürlich auch genügend Kinder geben, um den Bau zu rechtfertigen.18 
Weiters erhielten die Gemeinden die Möglichkeit ihren eigenen Schulmeister zu 
bestellen. Wo bereits ein katholischer Schulmeister vorhanden war, so war es nicht 
nötig, einen akatholischen Lehrer anzustellen. Unterstellt waren die Lehrer der 
Landesschuldirektion, welche auch Einsicht in Lehrmethode und Ordnung hatte.48  
 
Bestellung von Pastoren 
Die akatholischen Einwohner konnten einen eigenen Pastor wählen, sofern sie für seine 
Kosten selbst aufkamen.49 Um als Pastor angestellt zu werden, musste ein positives 
Attest über seinen Lebenswandel und Fähigkeiten ausgestellt worden sein. Diese 
wurden durch den Superintendent von Ungarn oder vom teschnischen Konsistorium 
augsburgerischer Konfession ausgestellt. Der Kaiser behielt sich das Recht der 
Konfirmation durch die Konsistorien in Teschen und in Ungarn, sowie gegebenenfalls 
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Gesetzgebung 
Die Judikatur über religiöse Gegenstände der Akatholiken bleibt der politischen 
Landesstelle unterstellt. Jedoch kommt es zu einer Hinzuziehung von Pastoren und 
Theologen der betroffenen Konfession, welche nach ihren Religionsgrundsätzen zu 
entscheiden haben. Weiters bestand die Möglichkeit einer Berufung an der politische 
Hofstelle.51  
 
Ehe und religiöse Erziehung 
Unter der Regentschaft Maria Theresias waren Mischehen nur dann erlaubt, wenn die 
Kinder dieser Ehe rein katholisch erzogen wurden. Durch das Patent wurden auch die 
bisher üblichen Reversen bei Heiraten von Seiten der Akatholiken eingestellt, und die 
religiöse Erziehung der Kinder wurde nun nach dem Geschlecht geregelt. 
 
So wurden alle Kinder, egal ob männlich oder weiblich, eines katholischen Vaters in der 
katholischen Religion erzogen.52 Wenn jedoch die Mutter katholischer Herkunft war, 
wurden die Töchter in der Konfession der Mutter und die Söhne in der Konfession des 
Vaters erzogen. Kindern aus Akatholischen Ehen durfte der katholische Glaube nicht 
aufgezwungen werden, und sie waren in der Schule vom katholischen 
Religionsunterricht befreit.53  
Die Heirat zweier Akatholiken durfte nur in einen katholischen Pfarre durchgeführt 




Die Akatholiken, welche durch das Patent nun toleriert wurden, konnten nun 
Besitztümer anhäufen, es wurden ihnen Bürger- und Meisterrechte zugesprochen, der 
Zugang zu akademischen Würden ermöglicht, und sie sollten als Zivilbedienstete 
zugelassen werden. Außerdem durften diese nicht mehr zu einer Eidesformel, welche 
ihren eigenen Religionsgrundlagen widersprach, und zur Beiwohnung an Prozessionen 
oder Funktionen der dominanten Religion, wenn diese nicht selber wollten, gezwungen 
werden.  
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Weiters soll die Religionszugehörigkeit bei der Dienstvergabe keinen Einfluss mehr 
haben, sondern nur mehr die Fähigkeiten und die Kompetenz des Individuums eine 
Rolle spielen.55  
 
Bestehendes Recht 
Weitergehende Rechte, welche Protestanten und Orthodoxe durch die Gesetzgebung 
und Freiheitsbriefen bereits zugesprochen bekamen, werden durch das Toleranzpatent 
nicht beeinträchtigt und bleiben weiterhin bestehen.56 
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4.2 Los von Rom und den Ordensoberen im Ausland 
 
Bereits unter Maria Theresia wurde damit begonnen, den römischen Einfluss auf die 
österreichische Kirche einzuschränken. Diese Maßnahmen haben ihren Ursprung in der 
Lombardei unter der Federführung von Staatskanzler Kaunitz. Es wurde die öffentliche 
Hand auf die Veröffentlichung von päpstlichen Plazets gelegt, wodurch diese nun von 
der landesfürstlichen Erlaubnis abhängig waren. Weiters wurde auch das kirchliche 
Speditierungswesen verstaatlicht. Ein weiterer Schritt waren das Verbot von 
Rompilgerfahrten und von Rekursen um Dispensen.57 
Das Ziel dieser Verordnungen war die Bildung einer Staatskirche, die weder von Rom 
noch von ausländischen Oberen beeinflussbar war. Nachdem unter Kaiserin Maria 
Theresia begonnen wurde, die freie Verbindung zwischen Rom und der K.u.K.-Kirche 
zu beeinflussen, wurde von Kaiser Joseph II. die Benefizienvergabe in der Lombardei in 
Angriff genommen.58 In der Lombardei sind Rom die letzten Benefizien verblieben, die 
sie frei vergeben konnten und diese Lücke sollte geschlossen werden. 
 
Im Jahre 1781 forderte der Kaiser vom Papst die Verleihung der Benefizien an den 
Kaiser abzugeben. Diesen Wunsch schlug der Papst ab und er stattete dem Kaiser sogar 
einen persönlichen Besuch in Wien ab, um ihn in diesem Vorhaben umzustimmen. 
Pabst Pius VI. wurde von kaiserliche Seite sogar angeboten, dass, wenn er das staatliche 
Recht anerkenne, der Kaiser ihm das Recht zur Benefizienverleihung bis zum Ende 
seines Lebens zugestehe. Dies wiederum schlug der Papst aus und Joseph II. bestand 
weiterhin auf dieses Recht und so kam es zu keiner Übereinkunft. Als der 
Kardinalerzbischof von Mailand im April 1783 starb, ernannte Wien Probst Visconti als 
seinen Nachfolger. Rom konnte und wollte dieser Ernennung jedoch nicht zustimmen. 
Es kam daraufhin zu einem Schriftverkehr, der jedoch zu keiner Einigung führte. 
Da der Bischofssitz jetzt bereits seit einem halben Jahr unbesetzt blieb, schrieb Papst 
Pius VI. an Joseph II. am 13. Dezember 1783, dass er Probst Visconti als Nachfolger 
ernennen würde, jedoch nicht das staatliche Ernennungsrecht anerkenne. 
Kaiser Joseph stattete dem Papst am 20. Jänner 1784 einen Gegenbesuch ab, um die 
Frage der Benefizienverleihung zu klären. 
                                                 
57
 Rieser, S. 42 
58
 Ebd., S. 42 
36 
Vor dieser Übereinkunft hatte Kanzler Kaunitz die Sorge um die Standfestigkeit des 
Kaisers in dieser Sache und er sollte Recht behalten. 
Es kam zu einer Übereinkunft zwischen Papst und Kaiser, die sich als „Freundschafts-
Konkordat“ bezeichnete und folgendes beinhaltete: 
 
• Der Papst überließ die Benefizienverleihung dem österreichischen Staat. 
• Der Papst musste aber nicht das österreichische Souveränitätsrecht anerkennen. 
• Die vom Staat ernennten Bischöfe müssen vor ihrer Weihe nach Rom reisen und 
sich die vorgeschriebenen Examen unterziehen. 
 
Dies war ein schwerer Rückschlag für das Staatskirchentum von Kanzler Kaunitz, aber 
noch mehr stieß er sich an der Begrifflichkeit „Konkordat“. Er verlangte daher für diese 
Übereinkunft nicht die Bezeichnung „concordatum amicabile“ sondern „conventio 
amicabilis“ zu verwenden. Es sollte so vermutlich der Charakter eben dieses 
abgeschwächt werden.59 
 
Um die österreichischen Geistlichen, Orden, Klöster, Stifte, etc. von Rom und 
ausländischen Oberen zu lösen, wurde am 24. März 1781 eine Verordnung erlassen. 
Diese hatten den Zweck einer territorialen Ablösung aus den überstaatlich organisierten 
Ordenswesen, sowie eine weitere Loslösung vom heiligen Stuhl. 
 
Diese hatte folgenden Inhalt: 
 
• Alle Verbindlichkeiten und Zusammenhänge mit ihren auswärtigen Provinzen, 
Klöstern, etc. auflösen. 
• Sich die auf K.u.K. Gebiet verbliebenen Häuser der betroffenen Orden mit der 
Provinz vereinigen, oder eine inländische Kongretation errichten. 
• Alle Häuser, welche von einen Oberen geleitet werden, dessen ständiger 
Wohnsitz nicht in den K.u.K. Landen ist, werden fortan von einem inländischen 
Oberen geleitet, die der Aufsicht der Erz- und Bischöfe sowie der jeweiligen 
Landesstelle unterstehen. 
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• Alle Versammlungen oder Generalkapitel mit ausländischen Provinzen und 
Orden müssen aufhören, sowie auch Obedienzen, Visitatoren, etc. nicht mehr 
angenommen werden dürfen. 
• Die Position eines Ordensoberen können nur in den Erblanden Geborene 
werden 
• Künftige Provinzialkapitel sind in den K.u.K. Staaten abzuhalten. 
• Reisen nach Rom oder in auswärtige Staaten, sowie Abgesandte auswärtig zu 
unterhalten, wird verboten. 
• Frauenklöster, Orden, etc. sind von dieser Verordnung nicht ausgenommen. 
• Kein Orden darf zu der Ordensverfassung gedruckte Werke und Papiere aus 
dem Ausland beziehen. 
• Ebenso werden alle Geldversendungen außer Landes ohne allerhöchste 
landesfürstliche Erlaubnis aufs schärfste verboten.60 
 
Durch diese Verordnung waren die Einflüsse von Rom und anderen ausländischen 
Orden so gut wie nicht mehr vorhanden. Es sollte eine Abschottung stattfinden, um die 
Entwicklung der eigenen Staatskirche zu erleichtern, da es bereits innerstaatlich 
genügend Widerstand von Seiten der Geistlichen gab und so weitere Einflussnahmen 
von außen erschwert wurden. Doch die Abschottung der K.u.K. Kirche sollte nicht der 
einzige Eingriff bleiben, um das bestehende System in ein vom Ausland unabhängiges 
und dem Staat gefügiges Instrument umzuwandeln. 
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4.3 Die Neuordnung der Pfarren, Orden, Stifte, etc. 
 
Nachdem es bereits Maßnahmen wie die Erhöhung des Eintrittsalters und die 
Aufhebung der Klosterkerker unter Maria Theresia gegeben hatte, machte sich nun 
Joseph II. daran, die dringend notwendigen Klosterreformen durchzuführen. 
Für den Herrscher waren alle Klöster, die sich nicht mit Schule, Bildung, Seelsorge oder 
der Pflege von Bedürftigen beschäftigten, ein Dorn im Auge. Nicht nur, dass viele 
dieser Einrichtungen nicht dem Allgemeinwohl dienten, es verfielen auch die Moral und 
Sitte hinter den Klostermauern. Es herrschten oft Zustände, die nicht länger tragbar 
waren, weder für die Kirche noch für den Staat. 
So schreibt der Prämonstratenser Aselm Poltz in seinen Tagebüchern über das Leben in 
der Abtei Tepl in den 1870er Jahren wie folgt: „In der Abtei gab es fast immer fröhliche 
adelige Gesellschaft, üppige Tafleien mit Musik und Gesang, manchmal sogar Bälle, 
die bis zum nächsten Morgen dauerten. […] Das Tagwerk des Abtes bestand, nachdem 
er spät aufgestanden war, im Unterhalten der Gäste, langdauernden Mahlzeiten und 
Aufenthalt in der Reitschule. Seine Leidenschaft galt Pferden und Waffen. Im 
Hirschgarten veranstaltete er öfters Scheibenschießen, an denen er sich persönlich 
beteiligte. Nicht selten kam es vor, daß Pulverlärm die Vesper in der Kirche störte. […] 
Den Konvent hat er mindestens acht Jahre nicht betreten, und eben so lange blieb er 
dem Chor fern. […] Die Kirche betrat er meist nur an den Hochfesten zur Vornahme 
der Pontifikalfunktionen. Sonst wohnte er nur Sonntags einer in seiner Privatkapelle 
von einem Stiftspriester gelesenen heiligen Messe bei.“61 
Diese Art der Klosterführung hatte natürlich nichts mehr mit dem Grundgedanken zu 
tun. Man wollte im Kloster gut leben und auf weltlichen Prunk und Freude nicht 
verzichten. Dieses oben genannte Klosterleben war bereits, wenn man es mit dem 
ursprünglichen Zweck vergleicht, verwerflich, dass es jedoch auch schlimmer geht, 
zeigt ein Beispiel aus einem Visitationsbericht über ein Hibernerkloster in Prag. 
„Die geradezu perverse Härte gegen die jungen Brüder, die von den alten blutig 
geschlagen werden. Letztere werden nicht gestraft, sondern noch gelobt; nächtliche 
Trinkgelage. Aus der Zelle des Guardians tönt bis Mitternacht lärmende Unterhaltung 
mit Tanz und Gesang. Die wenigsten Brüder gehen in das Chor. Von vierzig Brüdern 
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sind nur sechs anwesend. Durch Kartenspielen und alle möglichen extravagenten 
Ausgaben werden die erbettelten Almosen durchgebracht.“62 
Doch trotz dieses Berichts nach Rom blieb in diesem Kloster vorerst alles beim alten 
und bei einer späteren Visitation im Jahre 1737 stellte sich heraus, dass sogar noch alles 
viel schlimmer geworden war. „Die Patres trieben sich mit Frauen in den Weingärten 
bei Prag herum, in der Sakristei neben dem Hochaltar wurden Gelage bis in die späte 
Nacht gefeiert, und die Handelsgeschäfte mit den erbettelten Geldern nahmen geradezu 
börsenmäßigen Charakter an.“63 
Natürlich dürfen diese zwei Beispiele nicht verallgemeinert werden, geben aber doch 
einen Einblick, dass das Klosterleben nicht überall so fromm und bedacht ausfiel, wie 
man meinen möchte. 
Joseph II. wollte mit seiner Reform nicht nur moralisch verwerfliche Häuser aufheben, 
sondern auch schlecht wirtschaftende und der Allgemeinheit unnütze. Aus den 
verbleibenden Häusern sollten geistliche Mittelpunkte entstehen, die hauptsächlich der 
Seelsorge nachgingen. Dieser Dienst hatte zwar nichts mit den ursprünglichen 
ordensgeistlichen Gedanken zu tun, aber es diente dem Gemeinwohl und schränkte wie 
eben oben genannte moralische und wirtschaftliche Auswüchse ein. 
 
Die erste Welle der Aufhebungen wurde von 1782 bis 1783 durchgeführt: 
„Alle Ordenshäuser, Klöster und Hospizien, oder wie sie heißen mögen, werden, vom 
männlichen Geschlechte iene der Karthäuser, und Kamalduenser, vom weiblichen 
Geschlechte iene der Karmeliterinnen, Klarisserinnen, Kapuzinerinnen und 
Franziskanerinnen […]“. Weiters „soll das gemeinschaftliche Leben der darinn 
befindlichen Personen in denselben aufhören.“64 
 
Bereits 1783 hatte man durch die Auflösungen und Verkäufe gut 15 Millionen Gulden 
lukriert. Durch die Klosteraufhebungen schuf Kaiser Joseph II. die Grundlage für seinen 
Religionsfonds, der vor allem für den Ausbau der Seelsorge dienen sollte, aus dem aber 
auch alle anderen Kosten wie Pensionen oder Baukosten gedeckt wurden. Joseph II. 
wollte der Kirche nicht ihr Eigentum entwenden, es wurde für kirchliche Zwecke 
verwendet, wie es der Herrscher für am besten hielt.65 
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Alle Geistlichen, welche von einer Schließungen betroffen waren, wurden jedoch nicht 
ohne soziale Vorkehrungen auf die Straße gesetzt. Es wurden ihnen Wahlmöglichkeiten 
gegeben, die ihnen den Umstieg aus ihrem bisherigen Leben erleichtern sollten. 
So bekamen zum Beispiel Geistliche, welche die Profession noch nicht abgeschlossen 
hatten, eine einmalige Zahlung von 150 fl. und mussten danach das Klosterleben 
aufgeben. 
Den bereits höher stehenden Geistlichen stand es frei in ein Kloster ihres Ordens zu 
gehen, welches nicht auf dem Gebiet der Monarchie lag. Für die Reise gab es einer der 
Entfernung angemessenen Kostenbeitrag. 
Weiters bestand die Möglichkeit, in einen anderen Orden überzutreten, was mit 
Zahlungen zwischen 150 – 300 fl unterstützt wurde, und man konnte noch in den 
Weltpriesterstand übertreten, was mit jährlichen Zahlungen von 300 – 800 fl (bis zur 
Versorgung mit einer Pfründe) honoriert wurde.66 
 
Trotz der großzügigen Schließungen und Umstrukturierungen sollte es Kaiser Joseph II. 
nicht gelingen, das Klosterleben nachhaltig zu verändern, denn bereits einige Jahre nach 
dem Tod des Kaisers befand man sich wieder auf dem Stand von 1780. 
Der Unwille zu Reformen und der Wunsch in die gute alte Zeit zurückzufinden, haben 





4.4 Die neue Seelsorge 
 
Die Seelsorge hatte für Joseph II. eine sehr hohe Bedeutung. Die Klosterreform und der 
daraus resultierende Religionsfonds machten es ihm möglich, diese zu fördern. Es lag 
dem Kaiser sehr viel an der Seelsorge bzw. an den Pfarrern, welche diese Aufgabe inne 
hatten. Der Kaiser sah in ihnen die braven Hirten und dass die Realität sehr weit entfernt 
war, vom Ideal des josephinischen Pfarrers. So sah er es als seine Pflicht an, die 
Zustände in der Seelsorge zu verbessern und aus seinen Untertanen recht schaffende 
Gläubige zu machen. Um sich ein Bild über die damaligen Seelsorger zu machen, eignet 
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sich ein Gutachten des Probst des Wischehrader Kollegiatkapitels in Prag, Ferdinand 
Kindermann von Schulstein.68 Darin schreibt er: „Die ordentlichen Seelsorger als 
Pfarrer und Dechante sind schon lange nicht das, was sie sein sollten, nämlich 
Freunde, Lehrer und Väter des Volkes, sie sind vielmehr Feinde und Verführer 
desselben. […] Da sie ohne aller Vorbereitung […] und ohne allem Hange, blos um gut 
und gemächlich zu leben, ihren Stand angetreten haben, so finden sie denselben voll der 
Dörner, sodass sie die diesfälligen Pflichten ganz und gar vernachlässigen. […] So wie 
ihre Köpfe leer oder mit ihren Sitten verderbt. Sie sind gegen ihre Amtsgenossen 
neidisch, zänkisch und verleumderisch, gegen ihre Untergebenen grob und fühllos, 
gegen ihre Vorgesetzten, zumal gegen weltliche Obrigkeiten schlau und listig. […] Wie 
soll das Volks standesgemäß ausgebildet, verträglich, sparsam, nüchtern und gehorsam 
sein, da der Führer desselben ein Ignorant, ein schwieriger, verschwenderischer, toll 
und voller Kopf selbst ist?“69 
Dieser Bericht ist nur auf die Region Böhmen bezogen und natürlich entsprachen nicht 
alle Pfarrer diesem Bild, aber man konnte sagen, dass man von einem Idealbild, nicht 
nur in Böhmen, sondern auch im Rest der Monarchie, weit entfernt war. 
Joseph II. sah vor, aus dem Pfarrer nicht nur einen gut ausgebildeten Seelsorger zu 
machen, der sich durch Fleiß und Genügsamkeit auszeichnete, sondern auch als 
Sprachrohr des Staates fungierte. Er solle immer die Volkswohlfahrt im Auge behalten 
und dies nicht nur auf geistlicher, sondern auch auf weltlicher Ebene. 
Diese Aufgabe wurde als zusätzliche Last von den Betroffenen gesehen und es stellt 
sich die Frage, wie sie den zusätzlichen weltlichen Aufgaben gerecht werden sollten, 
wenn schon die ursprünglichen geistlichen Pflichten vernachlässigt wurden?70 
 
Um einen guten und vor allem loyalen Seelsorger zu haben, musste dieser natürlich 
auch ein entsprechendes und regelmäßiges Gehalt beziehen, was durch den 
Religionsfond nun möglich war. Außerdem gab es sogar eine Pensionszahlung, die zwar 
nicht sehr hoch ausfiel, aber zumindest in Rente ein gesichertes Einkommen darstellte. 
Auf Grund dieser Tatsachen, die neuen Rechte und Pflichten der Pfarrer, wurden die 
Seelsorger, zumindest von Seiten des Staates aus, nicht mehr als Kirchendiener, sondern 
als Staatsbedienstete betrachtet. 
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Zweitens musste ein guter Seelsorger eine gute Ausbildung erhalten, um den Vorgaben 
gerecht werden zu können. Dies sollte künftig in von außen unabhängigen, vor allem 
von Geistlichen geführten, Generalseminaren geschehen. Diese Institution wird im 
nächsten Kapitel genauer besprochen. 
Ein weiterer Schritt, um dem Bild des josephinischen Pfarrers bzw. der josephinischen 
Kirche näher zu kommen, war das Leben des Bescheidenen. Nicht nur das der 
Seelsorger selbst ein bescheidenes und genügsames Leben führen sollte, auch der 
Gottesdienst und Kirchen sollten ihren Beitrag dazu leisten. So griff Joseph II. in das 
Erscheinungsbild der Kirchen ein. Aus den Gotteshäusern sollte der Barock 
verschwinden, das Pompöse und der ganze Prunk entfernt werden. Es sollte durch diese 
Vorgehensweise die Konzentration wieder auf das Wesentliche reduziert werden, der 
christlichen Lehre. Um auch während des Gottesdienstes keine Störungen zu haben, 
wurde die Rundgabe des Klingelbeutels während eben diesem verboten. Um das 
Blickfeld der Besucher nicht vom Hauptaltar und dem Pfarrer abzulenken, durften die 
Nebenaltäre nur an hohen Feiertagen beleuchtet werden. 
Weitere Maßnahmen waren das Verbot von Prozessionen, bis auf wenige Ausnahmen, 
und auch „Kerzerlweiber“ und Opferstöcke wurden aus den Kirchen verband.71 
 
Ein weiters Problem, das sich über einen sehr langen Zeitraum entwickelt hatte, war die 
Entwicklung von Riesenpfarreien. Diese hatten nicht nur flächenmäßige Ausmaße 
erreicht, um einen einzelnen Seelsorger und dessen Gehilfen zu überfordern, auch die 
Einwohnerzahlen übertrafen die Möglichkeiten einer einzigen Pfarre.72 
Dieses Problem versuchten bereits einige Kaiser vor ihm in den Griff zu bekommen, 
scheiterten jedoch daran. Doch Kaiser Joseph II. ging sehr geschickt und bedacht darin 
vor, sodass er die Anzahl der Neugründungen schlagartig vervielfachen konnte. In den 
fünf Jahrhunderten vor seiner Regierungszeit wurde ungefähr jedes zweite Jahr eine 
Pfarre gegründet. Während seiner kurzen Zeit wurden fünf Pfarren jedes Jahr gegründet. 
Diese Gründungswelle hatte auch Nachhaltigkeit, da nach seinem Tod bis zum Jahr 
1940 nur dreizehn weitere Pfarren gegründet wurden. 
Die Gründe für diese Neugestaltung und Aufteilung gehen aus folgender Direktive 
hervor: 
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1. „Wo die Pfarrkinder durch Wasser, hohes Gebirge, Schnee und üble Wege zur 
Winterszeit von ihrer bisherigen Pfarrei getrennt sind oder schwer dahin 
kommen. 
2. Wo die Häuser einer Pfarrei über eine Stunde weit entlegen sind 
3. Wo die Gemeinde über 700 Personen stark ist. 
4. In jenen Ortschaften, die schon mit einer Kirche versehen und in alter Zeit einen 
Seelsorger gehabt haben. 
5. Wo der Pfarrer, um seinen Pfarrkindern die seelsorglichen Pflichten zu leisten, 
durch eine fremde Pfarrei gehen muß“73 
 
Hintergrund dieser flächendeckenden Versorgung war nicht nur das Wohl der 
Untertanen, vielmehr fungierten die Pfarrer, wie oben erwähnt, als Sprachrohr des 






Kaiser Joseph II. wusste, dass sein Ideal eines Pfarrers nicht wirklich weit verbreitet war 
und dies sollte geändert werden. Neben den bereits im vorigen Kapitel genannten 
Maßnahmen, musste auch im Bereich der Ausbildung etwas getan werden. Aus diesem 
Grund erließ Joseph II. am 24. Oktober 1783 ein Hofdekret, mit dem er das 
Generalseminar schuf und die Ausbildung zum idealen josephinischen Pfarrer regelte. 
Darin war enthalten, dass die Lehrbücher in jedem Generalseminar dieselben sind, gute 
Professoren den Zöglingen die wahren Grundsätze, sowie eine anständige, sittliche und 
gute Lebensart vermitteln sollen, über die Lehre Prüfungen abgelegt werden müssen, 
jeder Zögling eine Praxiszeit abhalten muss, um nach sechsjähriger Ausbildung 
selbständig als Pfarrer tätig sein zu können.74 Um auch sicherzustellen, dass die 
Generalseminare die einzigen Ausbildungsstätten wurden und blieben, verfügte der 
Kaiser am 1. November 1783, dass alle philosophischen und theologischen Studien in 
sämtlichen Stiften und Klöstern beendet werden müssen.75 
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Kaiser Joseph II. war ein Mensch der Disziplin und Ordnung schätzte und jenes selbst 
von seinen Untergebenen, vor allem von Staatsbediensteten verlangte. Dazu gehörten 
ebenfalls im weiteren Sinne die Pfarrer. 
Die Jünglinge in den Generalseminaren sollten neben der Genügsamkeit, Sittlichkeit 
auch Disziplin und Ordnung beigebracht bekommen und dementsprechend sah auch das 
Leben in den Seminaren aus.76 
Die Einführung dieser Institutionen war den Bischöfen jedoch ein Dorn im Auge. Nicht 
nur, dass ihnen die Ausbildung ihrer zukünftigen Pfarrer untersagt wurde und sie keinen 
Einfluss auf den Unterricht geltend machen konnte, auch der Lehrinhalt stieß ihnen auf. 
Das Ziel der Seminare war es nämlich nicht, einen Mann der Kirche heranzuziehen, 
sondern einen religiösen Menschen, der gleichzeitig dem Volk und Staate dienen sollte. 
Weiters wurde in den Seminaren nicht die Ausrichtung auf Rom, also das Herz des 
irdischen Reichs oder das Kirchenbild im römischen Sinne vermittelt. 
Auf Grund dessen waren die Generalseminare immer wieder Angriffen der 
Verleumdung und des Hasses von klerikaler Seite ausgesetzt. 
Doch nicht nur der Klerus wandte sich gegen diese Institution, auch Rom selbst sah 
darin eine Gefahr und setzte sich gegen diese Einrichtung ein.77 
 
Ein Nebeneffekt der Generalseminare war die Stärkung der gesprochenen 
Nationalsprachen im Habsburger Reich. So wurden die Professoren angehalten, dass 
ihre Studenten lernten, sich in ihrer Nationalsprache auszudrücken. Nicht nur, dass so 
kleine Sprachen zur Literatursprache wurden, auch zur nationalen Wiedergeburt der 
einzelnen Völker im 19 Jahrhundert trugen die Generalseminare bei.78 
 
Um die Generalseminare war es aber nicht gut bestimmt, denn bereits vier Jahre nach 
deren Eröffnung kam es zu einem Priestermangel und die Studien- sowie Praxiszeit 
musste verkürzt werden. Dazu kam noch, dass die Generalseminare der Anlass einer 
geradezu revolutionären Bewegung von Seiten des Klerus in Belgien wie zu Unruhen in 
Ungarn waren. Bis zum Tod Joseph II. brachten die Generalseminare nicht viele 
Absolventen hervor und es sollten auch die einzigen dieser Art sein. Sein Bruder und 
Nachfolger Kaiser Leopold schloss auf Grund der Tatsache, dass der Zorn und Hass 
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gegenüber diesen Einrichtungen so groß war und es möglicherweise zu weitern 
Unruhen von Seiten des Klerus aus kommen könnte, mit Sommersemester 1790 die 




4.6 Das josephinische Ehepatent 
 
Bereits kurz nach seinem Amtsantritt machte sich Kaiser Joseph II. daran, die 
Ehegesetzgebung von geistlicher auf weltliche Ebene zu führen. Die Basis hierfür 
bildete die von den französischen und deutschen Regalisten hergebrachte Theorie, dass 
es einen Unterschied zwischen dem Ehekontrakt und Ehesakrament gibt. Dieser 
Überlegung nach ist die Kirche nur für das Sakrament zuständig, welches aber erst dann 
zustande kommen kann, wenn der Staat die dafür nötige Grundlage, einen gültigen 
Ehevertrag, bereitstellt. Dieser Kontrakt hat seine Basis in der staatlichen Gesetzgebung 
und schließt damit das kanonische Recht aus. 
 
Die erste Maßnahme, die der Kaiser im Eherecht festsetzte, betraf die Dispens von 
Ehehindernissen. So wurde ein Rekurs an die römische Dikasterien verboten und die 
Aufgabe der Dispenssprechung auf die Bischöfe übertragen. Auf Grund dessen schaltete 
sich Papst Pius VI. ein und konnte in dieser Sache ein Einlenken des Kaisers bewirken. 
Doch bereits ein Jahr später trat Joseph II. die vollständige Gerichtsbarkeit an die 
jeweiligen Landesfürsten ab und hob so die kirchliche Gerichtsbarkeit auf.79 
Die für die Kirche wohl katastrophalste Maßnahme war der Beschluss des Ehepatents 
am 16. Jänner 1783. Mit diesem Patent wurde das kanonische Recht nun vollständig 
ausgesetzt. Bereits in §1 heißt es: „Die Ehe an sich selbst als ein bürgerlicher Vertrag 
(Kontrakt) betrachtet, wie auch die aus diesem Vertrage herfliessenden, und den 
Vertragerrichtenden gegeneinander zustehenden bürgerlichen Gerechtsame, und 
Verbindlichkeiten erhalten ihre Weisheit, Kraft, und Bestimmung ganz, und allein von 
unseren landesfürstlichen Gesetzen: Die Entscheidung der hierüber entstehenden 
Streitigkeiten gehöret also für unsere landesfürstliche Gerichtsstellen“80 
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Ableitend aus dem Ehepatent kann gesagt werden, dass dadurch eine Zivilehe 
eingeführt wurde, da erstens die Pfarrer bzw. alle Geistlichen nicht als Kirchendiener 
sondern als Staatsbeamte gesehen wurden,81 und nur mehr das staatliche Recht 
angewendet werden musste. Da sich das kanonische und staatliche Gesetz in einigen 
Punkten sehr stark Unterschieden bzw. sich das eine mit dem anderen Widersprach und 
ein Geistlicher auf Grund seines Gewissens und der Verpflichtung zum kanonischen 
Recht nicht im Stande eine Eheschließung vorzunehmen, so konnten die Geistlichen 
durch das Strafrecht dazu gezwungen werden.82 
 
Durch die neue Gesetzgebung kam es auch zu einigen Veränderungen für die Eheleute. 
Eines davon war die Möglichkeit einer Aufhebung des Ehevertrags für Katholiken. Von 
diesem Recht konnte man aber nur unter einer bestimmten Voraussetzung gebraucht 
machen, welcher im § 37 beschrieben wurde. 
„Fände sich jedoch, daß einer von den Eheleuten die wesentlichste Pflicht des 
Ehestands: nämlich die ehliche Beywohnung, wegen Unvermögenheit nicht erfüllen 
könnte, so soll dem dadurch benachtheiligten Gatten das Recht vorbehalten bleiben, bei 
dem weltlichen Gerichte zu dem Ende Klage anzubringen, damit die geschlossene Ehe 
für ungültig erkläret werde.“83 
Dies war die einzige Ausnahme für ein katholisches Ehepaar ihre Ehe zu beenden, da 
ansonsten die Ehe, wie es in § 36 steht, unauflöslich sei.84 Zwar konnte durch andere 
Gründe keine Scheidung erfolgen, jedoch eine räumliche Trennung der Ehepartner 
verfügt werden. Dies konnte beantragt werden, „wenn ein Ehegatte von dem andern 
gröblich mißhandelt, oder der Verführung zu Lastern, und verderbten Sitten ausgesetzet 
wird […]“85. 
 
Im Ehepatent wurde ebenfalls die Obsorge der gemeinsamen Kinder nach einer 
Trennung geregelt. Die Kinder blieben immer unter der „Gewalt des Vaters“, und es 
wurde das Vermögen beider Elternteile, nach Verhältnismäßigkeit, zur Erziehung und 
Erhaltung herangezogen.86 
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Natürlich mussten auch die Ehen zwischen Nichtkatholiken oder gemischte Ehen 
behandelt werden. Diese hatten den gleichen Status wie katholisch geschlossene 
Kontrakte, doch gab es einige kleine Unterschiede im Detail. So war z.B. die 
Möglichkeit der Trennung noch weiter ausgebaut. Die Auflösung konnte hier nämlich 
durch folgende Gründe erfolgen. Wenn 
 
• ein Ehepartner dem anderen nach dem Leben trachtete, oder Ehebruch begangen 
hat, kann „der beleidigte Theil“ um die Trennung ansuchen; 
• ein Ehepartner den anderen böswillig Verlassen hat, so steht dem Verlassenen 
das gleiche Recht zu; 
• zwischen den Eheleuten eine Feindschaft oder eine unüberwindbare Abneigung 
entstanden ist.87 
 
Ein weiterer Paragraph erlaubte auch ausdrücklich weitere Eheschließungen von bereits 
geschiedenen Personen. 
Im Jänner 1787 wurde ein Dekret veröffentlicht, das besagt, dass bei Mischehen 
zwischen Nichtkatholischen und Katholischen Partnern, die Möglichkeit der Scheidung 
durch Gründe, die für den nichtkatholischen Teil gegolten haben, ungültig werden und 
das Recht auf Scheidung aufgehoben ist. Im Juli 1788 gab es eine weitere Änderung, 
die eine Scheidung ermöglichte, auch wenn ein Partner zum katholischen Glauben 
übergetreten war. Dies stieß auf starken Widerstand von Seiten des Klerus, sodass 
Kaiser Joseph II. 1789 ein geheimes Dekret ausgab, um die Geistlichen etwas zu 
besänftigen. Durch dieses Papier konnte nun kein Priester mehr gezwungen werden, 
einen Eheschluss von bereits gerichtlich Geschiedenen durchzuführen.88 
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Obwohl Kaiser Joseph II. nur ein Jahrzehnt lang regierte, kann er auf ein erstaunliches 
Reformprogramm auf weltlicher und geistlicher Ebene zurückblicken. Da es in dieser 
Arbeit nicht möglich ist, auf alle Neuerungen und Veränderungen näher einzugehen, 
wurden 5 Schwerpunktthemen gewählt.  
 
• Das Toleranzpatent 
• Los von Rom und den ausländischen Ordensoberen 
• Die Neuordnung der Pfarren, Orden, Stifte, etc. 
• Die Generalseminare 
• Das Ehepatent 
 
Diese 5 Punkte waren bedeutende Einschnitte für die Kirche. Nicht nur das Rom einen 
Großteil seiner Macht und Kompetenzen an den Staat abtreten musste, auch der Klerus 
in der Monarchie fand eine veränderte Form der Kirche vor. 
Durch das Toleranzpatent wurden erstmals Protestanten und Orthodoxe als 
Gemeinschaften anerkannt und die Alleinherrschaft der katholischen Kirche 
durchbrochen. Diese Neuerung inkludierte nicht nur religiöse Verbesserungen, sondern 
ging einher mit positiven Entwicklungen auf ziviler Ebene. 
Rom war natürlich nicht sehr begeistert, seine Monopolstellung verloren zu haben, doch 
sollte dies eine der geringsten Sorgen bleiben. Joseph II. wollte los von Rom und von 
ausländischen Ordensoberen. Es sollte eine Staatskirche gebildet werden, welche von 
außen unabhängig und durch den Staat kontrolliert wird. In diese Richtung schlug 
bereits Staatskanzler Kaunitz unter Maria Theresia in der Lombardei ein und Kaiser 
Joseph II. führte diesen Weg weiter fort. 
Um seinem Ziel näher zu kommen, musste der Monarch nicht nur Rom und 
ausländische Ordensobere ausschalten, sondern auch die Strukturen der Pfarren, Orden, 
Stifte, etc. zu seinen Gunsten verändern. Dies bedeutete, dass Orden, Kloster und Stifte, 
welche nicht dem Gemeinwohl dienten, aufgelöst oder neu strukturiert wurden. 
Das durch die Auflösungen gewonnene Kapital wurde dem Religionsfonds zugeführt. 
Aus diesem Fonds wurden die laufenden Personalkosten, Rentenansprüche, Neubauten, 
Instandhaltung, etc. bezahlt und der Klerus verwandelte sich zu einem Angestellten des 
Staates. Durch die Gründung des Religionsfonds war es dem Monarchen nun möglich, 
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den Klerus wirtschaftlich zu kontrollieren, politisch zu instrumentalisieren und alle 
Ausgaben nach staatlichem Interesse zu vergeben. 
Durch die gesamten Umstrukturierungen der Orden, Stifte, etc. war es Joseph II. 
möglich, den Klerus nach seinen Idealen zu Formen. Um dies zu gewährleisten, schuf er 
die Generalseminare. Mit der Gründung der Seminare mussten gleichzeitig die Studien 
in den katholischen Einrichtungen eingestellt werden, um so eine Monopolstellung in 
der Klerusausbildung zu gewährleisten. Diese Lehrstätten waren der Kirche aber ein 
Dorn im Auge, da Sie nun keinen Einfluss mehr auf Unterricht sowie Lehrmittel hatten. 
Ein weiterer Grund war, dass es nicht das Ziel der Seminare war, einen Mann der 
Kirche heranzubilden, sondern einen gläubigen Menschen, der dem Staat und Volk 
dient. 
Für weitere Aufregung sorgte das erlassene Ehepatent. Mit diesem führte Kaiser Joseph 
II. die Ehe von der geistlichen auf die weltliche Ebene und machte daraus einen 
bürgerlichen Vertrag, der unter der landesfürstlichen Gerichtsbarkeit stand. Dadurch 
war die Kirche nur mehr für das Sakrament zuständig, welches aber erst dann zustande 
kam, wenn der Staat die dafür nötige Grundlage, einen gültigen Ehevertrag, 
bereitstellte.  
Des Weiteren wurde es möglich, die Ehe auflösen zu lassen. Sowohl für rein 
katholische, sowie auch für gemischte und andersgläubige Ehen. Diese Veränderung im 
Eherecht zu Gunsten des Staates, führte auch noch nach Joseph II. zu zahlreichen 








5. Die Zeit nach Kaiser Joseph II. 
 
Manche seiner Ideen waren sehr radikal und nicht ganz durchdacht, doch prägte seine 
Politik Österreich über seine eigenen Regierungsjahre hinaus. All seine Taten sollten 
dem Wohl des Staates dienen, doch schaffte er es nicht, dies seinen Untertanen 
angemessen zu vermitteln. Diese sahen darin neue Beschränkungen und Eingriffe in ihr 
Leben und ihre Traditionen. So kam es dazu, dass Joseph II. kurz vor seinem Ableben 
noch mit einer katastrophalen innenpolitischen Lage konfrontiert war. In Belgien befand 
sich der Klerus, vor allem die Bischöfe, so gut wie im Aufstand und in den 
Niederlanden, Ungarn und Tirol brodelte es, sodass weitere Konflikte drohten. 
Am. 22. Februar 1790 starb Joseph II. und hinterließ seinem Nachfolger einen 




5.1 Kaiser Leopold II. 
 
Da Joseph II. keinen Thronfolger hinterließ, übernahm sein jüngerer Bruder Leopold II., 
bisheriger Großherzog der Toskana und Verfechter des Staatskirchentums, das 
Regierungsgeschäft. Wie bereits beschrieben verhielt sich die Lage in den Kronländern 
alles andere als ruhig und so setzte der Kaiser alles daran, diese prekäre Situation zu 
lösen. Um sich ein genaues Bild über die Lage zu verschaffen, veranlasste er, dass alle 
Bischöfe ihre Beschwerden über die Neuordnungen im geistlichen Bereiche schriftlich 
vorlegen konnten und sollten. In diesen Beschwerden waren unter anderem folgende 
Punkte enthalten: Die detaillierte Gottesdienstordnung, die Aufhebung von Wallfahrten 
und Prozessionen, die Verkündigung von Verordnungen durch den Pfarrer von der 
Kanzel, das Ehepatent, das Verbot des direkten Verkehrs mit Rom, die staatliche 
Verwaltung des Religionsfonds, die neue Pfarreinteilung, die Generalseminare, die 
Klosteraufhebungen, etc..89 
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Kaiser Leopold II. sah in den Beschwerden und Vorschlägen, die gemacht wurden, 
keine Einstimmigkeit der Bischöfe und Inhaltlich zielten eben diese nur auf eine 
Einmischung in landesfürstliche Rechte ab.90 
Trotz dieser Uneinigkeit bei den Beschwerdeführern musste Leopold II. etwas 
unternehmen, um den inneren Frieden wieder herzustellen. So wurden von ihm die 
Türen der Generalseminare geschlossen, die Einrichtungen der Kirchen und die 
Abhaltung der Andachten wurden wieder den Bischöfen überlassen, es durfte vom 
Klerus Einblick in den Religionsfond genommen werden und es wurde auch von 
Kundmachungen von der Kanzel Abstand genommen. Mit diesen Punkten befriedete er 
den in Aufruhr geratenen Klerus und der Preis, den er dafür zahlte, war minimal. Die 
Grundwerte des Josephinismus wurden nicht angetastet und so sollte es auch für die 
nächsten zwei Jahrzehnte bleiben.91 




5.2 Kaiser Franz II. 
 
Sein Nachfolger war Kaiser Franz II., der zwar das Werk seiner Vorgänger fortführte, 
jedoch sehr bedacht dabei vorging. Es kam zu einigen Änderungen und Lockerungen, 
aber an den Grundzügen des Josephinismus wurde nicht gerüttelt. Des Weiteren wurde 
die gesamte Aufmerksamkeit und Kraft für die Kriege gegen Napoleon gebraucht. Mit 
Ende der Kriege und des Wiener Kongresses, erhielt Österreich die verlorenen 
italienische Gebiete sowie Venedig zurück. Hier knüpfte der Kaiser an seine Vorgänger 
an und führte auch in Venedig den Josephinismus ein. Ein weiterer wichtiger Punkt war 
auch die Einführung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) am 1. Juni 
1811. Dies war noch einmal ein Höhepunkt des Josephinismus und es sollte der letzte 
sein vor den darauffolgenden Jahrzehnten. Obwohl Kaiser Franz kein dynamischer 
Josephiner war, hielt er doch an den Grundsätzen fest, zumindest bis zum Jahre 1819. 
Hier kam es nach einem persönlichen Besuch bei Papst Pius VII. zu einem 
Gesinnungswandel, der den Abbau des josephinistischen Systems einleitete.92 
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5.2.1 Der Abbau des josephinischen Systems unter Kaiser Franz II. 
 
Bei dem Rombesuch nutzte der Papst die Möglichkeit, dem Herrscher persönlich, die 
seiner Meinung nach theologisch ideologischen Irrtümer des Josephinismus 
aufzuzeigen. Des Weiteren übergab er dem Kaiser ein Programm, das fünf Punkte 
enthielt, welche, sollte es nach dem Wunsch des Papstes gehen, abgeändert werden 
müssen. Das Programm zählte folgende Punkte auf. 
 
1. „Der Unterricht an den österreichischen Universitäten 
2. Der Studien-Plan für Theologen 
3. Das Ehe-Patent 
4. Das Ceremoniale bei der Introduction der Bischöfe 
5. Die Trennung der Regular-Orden von ihrem Generalen“93 
 
Mit der Übergabe des Programms und der Annahme durch den Kaiser, wurde der 
Boden für die katholische Restauration geschaffen. Durch dieses neue offene Ohr von 
Kaiser Franz begann der langsame Abbau des josephinischen Systems. Doch nicht nur 
die neue Offenheit des Kaisers, sondern auch die Anhänger der katholischen 
Restauration taten das ihre, um die Kirche wieder aus dem Schattendasein zu führen. 
Unter ihnen war auch Fürst von Metternich, der nicht nur für die katholische 
Restauration im kirchlichen Sinne eingetreten war, sondern auch ein Verfechter der 
politischen Restauration war. Dementsprechend versuchte er auch immer wieder seinen 
Einfluss geltend zu machen, um seine Ziele zu verfolgen. Doch war dies ein sehr 
schwieriges Unterfangen, da vor allem der Beamtenapparat und viele hohe Positionen 
den Geist des Josephinismus weiter lebten. So schmetterten auch eben diese den ersten 
Versuch eines neuen Konkordats im Jahr 1816 erfolgreich ab und es sollte erst im Jahr 
1855 zum Abschluss eines solchen kommen. Man sieht, dass Metternich, nicht so wie 
Kaunitz, sehr lange gebraucht hat, den politischen Apparat für seine Ziele einsetzen zu 
können. Doch nicht nur Metternich, auch einige weitere Veränderungen waren von 
Nöten um dieses Ziel zu erreichen.94 
Kaiser Franz war zwar noch nicht für ein Konkordat bereit, doch gab es nach seinem 
Rombesuch einige, für die Kirche positive, kleine Entwicklungen. Den trotz des 
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Sinneswandels kam es erst zehn Jahre später zu ersten großen Verhandlungen mit der 
Kirche. 
 
Eine der kleinen Veränderungen war die Indizierung zweier Schulbücher, welche sich 
mit dem Kirchenrecht bzw. der Kirchengeschichte beschäftigten. Die beiden Bücher 
landeten zwar 1821 auf dem Index, doch die josephinische Studienkommission änderte 
nichts an der Situation. Es kam sogar zu Neuauflagen der Bücher und erst im Jahre 
1832 wurde der Gebrauch eingestellt. Man kann daraus erkennen, dass das 
josephinische System, trotz des Willens zur Veränderung, weiterhin stark vertreten war. 
Bei der Erneuerung traf man auf stillen Widerstand des bestehenden Systems und es 
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6. Das Konkordat 
 
6.1 Begriffserklärung Konkordat 
 
Der Ausdruck „Konkordat“ ist lateinischen Ursprungs und leitet sich aus „concordare“ 
ab, was ins Deutsche mit „harmonieren, übereinstimmen“ wiedergegeben werden kann. 
Anfang des 15. Jahrhunderts findet sich dieses Wort das erste mal im Konstanzer 
Vergleich von 1418. Weiters prägten die in weiteren Verträgen des 15. Jahrhunderts 
vorkommenden Ausdrücke „concordata, concordatum“ diesen Begriff.96 Das Konkordat 
ist begrifflich als ein Vertrag zwischen den beiden höchsten Gewalten in Staat und 
Kirche zu verstehen, in dem das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und dem 
Staat genau beschrieben und dieser von beiden Parteien eingehalten wird.97 
Vertragsgegenstand waren vornehmlich die Berührungspunkte aus weltlicher und 
geistlicher Macht, wie der Bereich der Ehe oder Schule. Es konnten aber auch früher 
erworbene weltliche Rechte der Kirche Gegenstand der Verhandlungen werden, die der 
Staat zurückforderte, oder aber sein Recht einforderte, auch in geistlichen 
Angelegenheiten Entscheidungsbefugnisse zu erlangen.98 
 
Ein Konkordat ist an keine Form gebunden und wurde deshalb auch in den 
verschiedensten Formen abgeschlossen. 
 
• „als seperates Gesetze, die vom Kaiser als staatlicher Erlaß, vom Papst als 
kirchlicher Erlaß verkündet worden sind“ 
• „als einseitige Publikation des Papstes durch einen kirchlichen Erlaß in Form 
von Bullen, obwohl diese auf gemeinsamen Vereinbarungen beruhen“ 
• „als einseitige Publikationen des Papstes in Form von päpstlichen Bullen, aber 
mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die vorausgegangenen gemeinsamen 
Verhandlungen“ 
• „als förmliche Verträge. Dieses ist die gebräuchlichste Form des Konkordates, 
[…], wie überhaupt die weitaus meisten der Neuzeit geschlossen sind: eine 
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Vertragsurkunde, welche von den Bevollmächtigten der beiden Vertragsparteien 
hergestellt, unterschrieben und von den Vertragschließenden selbst ratifiziert 




6.2 Der steinige Weg zum Konkordat 
 
Zu den ersten ernsthaften Verhandlungen kam es erst Anfang der 1830er Jahre, doch 
mehr als zu einem geistigen Austausch über die Neuregelung der kirchlichen 
Verhältnisse und der Ehegesetzgebung kam es nicht. Trotz der Versuche Metternichs 
und der offeneren Art des Kaisers Franz, kam es bis zu seinem Tod im Jahr 1835 zu 
keiner Veränderung bzw. Verbesserung der kirchlichen Situation.100 
Doch der Monarch selbst war mit dieser Situation nicht zufrieden, die er seinem Sohn 
und Nachfolger Kaiser Ferdinand hinterließ und verpflichtete eben diesen in einem 
kirchenpolitischen Testament dazu, die Versöhnung mit der Kirche zu suchen. Obwohl 
es nach dem Tod weiterhin Verhandlungen gab, verliefen sich diese und endeten 
1836.101 
 
In den nachfolgenden Jahren, bis zur Revolution 1848, kam es zu keinen weiteren 
Fortschritten. Natürlich forderte die Kirche weiterhin eine Änderung der Situation und 
eine Weiterführung der Verhandlungen, doch gab es von österreichischer Seite nicht 
mehr als Verbesserungsvorschläge und einige Gutachten. Vor allem beklagte aber die 
Kirche, dass sie in Österreich schlechter gestellt sei als in den protestantischen 
Nachbarländern. So erlaubte z.B. Preußen den Bischöfen freien schriftlichen Verkehr 
mit Rom sowie auch die Reisen zum Heiligen Stuhl. Dieser Zustand schaffte die 
Situation, dass Rom über die Diazösen in Österreich weniger Bescheid wusste als in den 
protestantischen „Missionsländern“. Doch nicht nur auf politischer Ebene hatten die 
katholischen Restauratoren mit fehlender Unterstützung zu kämpfen. Selbst unter dem 
Klerus hatten sie es mit Josephinern zu tun, die ein einheitliches Auftreten gegenüber 
dem Staat verhinderten. Diese Situation war nicht nur beschämend und unangenehm, 
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sondern war mit auch ein Grund für das scheitern aller Anstrengungen.102 So haben sich 
die josephinischen Kräfte im Beamtenapparat, bei den Staatsmännern und im Klerus 




6.2.1 Die Revolution 1848 
 
Die in mehreren Ländern Europas erstarkten revolutionären Bewegungen machten auch 
vor Österreich und den Kronländern nicht halt. Dies führte zu den Aufständen im Jahr 
1848, wobei es in der Monarchie zwei Gründe für diese gab. Das Ziel der Aufstände in 
den Kronländern war es die Unabhängigkeit von Österreich zu erlangen, wohingegen im 
österreichischen Kernland eine liberale und demokratische Veränderung sowie das Ende 
der Restauration gefordert wurden. Gleich am ersten Abend der Revolution, welche drei 
Tage dauern sollte, am 13. März 1848, trat Fürst Metternich, nach politischem 
Nachdruck103, zurück und die Kirche verlor damit ihren stärksten Vertreter.104 
Der Aufstand wurde durch Zugeständnisse von Kaiser Ferdinand beendet, indem er die 
Abschaffung der Zensur sowie eine Staatsverfassung versprach. Die in den Kronländern 
stattfindenden Revolutionen wurden durch das Militär niedergeschlagen. Doch auch im 
österreichischen Kernland kam es im selben Jahr noch zu Auseinandersetzungen mit 
den kaiserlichen Truppen.105 
Das Zugeständnis der Presse- und Versammlungsfreiheit erwies auch der Kirche ihren 
Dienst und vor allem der jüngere Klerus erkannte die daraus entstandenen 
Möglichkeiten, sich aus der Unterdrückung des Staates zu befreien. Doch dies stieß 
nicht nur auf Wohlwollen und so stellte sich die eigene Obrigkeit diesem Bestreben in 
den Weg. So war es z.B. der Wiener Erzbischof Milde, der es seinen unterstehenden 
Priestern untersagte, sich politisch zu betätigen.106 
Trotz allem Widerstand von Oben arbeitete ein Priesterkomitee selbständig eine Petition 
aus, welche mit Nachdruck die Unabhängigkeit der Kirche vom Staat forderte. Diese 
wurde am 19. April an Minister Pillersdorff übergeben, welcher sich bereits von selbst 
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mit diesem Problem beschäftigte und eine, für die Kirche positive, Entwicklung 
vorantrieb. Die von ihm ausgearbeitete Verfassung vom 25. April 1848 beinhaltete die 
volle Glaubens- und Gewissensfreiheit aller Staatsbürger und sicherte allen anerkannten 
Glaubensbekenntnissen die freie Ausübung des Gottesdienstes zu.107 
 
Dies war zwar ein Anfang, doch war hier die Problematik nur oberflächlich behandelt 
worden und stellte keine wesentliche Verbesserung der kirchlichen Unabhängigkeit dar. 
So blieben weiterhin Fragen wie das Ehegesetz, der schriftliche und persönliche 




6.2.2 Der Umschwung 
 
Nachdem der führungsschwache Kaiser Ferdinand I. den Thron von selbst niederlegte, 
übernahm sein Neffe Franz Joseph I. ab dem 2. Dezember 1848 die 
Regierungsgeschäfte. Dies sollte einen Umschwung für die Kirche mit sich bringen, da 
der neue Kaiser selbst großen Einfluss auf die weiteren Verhandlungen sowie den 
Ausgang des Konkordats hatte.108 
In dieser Zeit einigten sich auch die Bischöfe, unter der Führung von Kardinal Friedrich 
zu Schwarzenberg, dass man eine Konferenz einberufen solle, um Einigkeit zu 
präsentieren und vor allem gemeinsam Forderungen für die Regelung der Situation 
zwischen Kirche und Staat auszuhandeln. So kam es, dass die Bischöfe vom 
Innenministerium, im März 1849, zu Verhandlung nach Wien eingeladen wurden.109 
Während der Verhandlungen erkrankte Innenminister Stadion jedoch schwer und das 
Amt des Innenministers wurde ab Ende Juni 1849 vollständig von seinem Stellvertreter 
und amtierenden Justizminister Bach fortgeführt.110 Auch bei diesem Mann fanden die 
Bischöfe ein offenes Ohr, da er selbst ebenfalls die Idee von Metternich, eines 
harmonischen gemeinsamen Wirkens von Staat und Kirche, vertrat.111 
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Das Ergebnis der Bischofskonferenz war ein Punkteprogramm, welches „die Ehe, den 
Religions-, Schul- und Studienfonds, das Pfründen- und Gotteshausvermögen, den 
Unterricht, die kirchliche Verwaltung, geistliche Ämter und den Gottesdienst, das 
Klosterwesen und die geistliche Gerichtsbarkeit“112 behandelte. 
Vor allem die Frage der Ehe war seit der Einführung des Ehepatents ein 
immerwährender Streitpunkt. Aber auch im Bereich des Unterrichts machte sich die 
Sorge breit, vollständig ausgegrenzt zu werden, da im Jahre 1848 ein Entwurf über den 
öffentlichen Unterricht herausgegeben wurde, welcher liberale Züge enthält und den 
Einfluss der Kirche noch mehr einschränken sollte.113 
Ein aus der Bischofskonferenz entstandenes Komitee, unter dem Vorsitz von Kardinal 
Schwarzenberg, sollte nun die gemeinsame Linie vertreten und die weiteren 
Verhandlungen mit der Regierung übernehmen. 
 
Trotz der positiven Einstellung Bachs sowie auch des Kultus und Unterrichtsministers 
Leo Thuns, kam es zu einem monatelangen ministeriellen Stillstand. Erst Anfang des 
Jahres 1850 kam wieder etwas Bewegung in die Sache. Doch schien es, dass sich mit 
Andauern der Verhandlungen die Stimmen der Josephiner immer mehr Einfluss und 
Stärke gewannen114. Des Weiteren war man sich im Ministerrat uneins, welche 
eingebrachten Punkte der Bischöfe man ohne Konkordat behandelt könne und welche 
Punkte zu wichtig waren, um sie nicht mit einem Konkordat zu behandeln. Doch nicht 
nur die Kirchenvertreter waren mit dem Verlauf der Verhandlungen unzufrieden, auch 
der Kaiser war es. So kam es das Franz Joseph I. ein Machtwort sprach, als sich wieder 
lange Debatten abzeichneten. Er beschloss, dass der Kultusminister einen Entwurf über 
Zugeständnisse im Bereich des Verkehrs mit Rom, der geistlichen Gerichtsbarkeit und 
des Studienwesens verfassen solle, da es nicht sein könne, dass die von der Regierung 
initiierten Verhandlungen ohne Ergebnis bleiben. Dieses bestimmte Auftreten reichte, 
um bereits eine Woche später den Entwurf im Ministerrat zu prüfen und zu beschließen. 
So wurden in den letzten beiden Sitzungen am 21. und 22. März 1850 nur mehr einzelne 
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Worte bzw. Sätze beanstandet und ausgebessert. Am 18. und 23. April genehmigte der 
Kaiser die beschlossenen Verordnungen, welche von nun an für die ganze Monarchie 
galten. Von nun an war der Verkehr mit Rom wieder freigegeben, die Bischöfe konnten 
wieder Kirchenstrafen verhängen, sie erhielten wieder Einfluss bei der Einstellung von 
Lehrern und es wurde ihnen wieder die Gestaltung des theologischen Studiums sowie 
der Diözesanseminare überlassen. Außerdem hatten die Bischöfe von nun an wieder die 
volle Gewalt über den Klerus und der Gottesdienst konnte frei von josephinischen 




6.3 Die Konkordatsverhandlungen 
 
Nachdem es bereits bei einigen Punkten zu Einigungen gekommen war, wollte man nun 
die Konkordatsverhandlungen vorantreiben. Einer der größten Hindernisse war jedoch 
die Ehegesetzgebung. Auf Seiten des Staates vertrat man die Ansicht, dass, wenn man 
schon bei der Frage der Ehe nicht auf einen gemeinsamen Nenner kommen würde, als 
Lösung die Zivilehe eingeführt werden sollte. Joseph Othmar Rauscher verfasste 
daraufhin zwei Denkschriften, in der er sich mit der Ehefrage befasste.116 Auf 
Grundlage dieser beiden Schriften wurde Graf Thun der Auftrag gegeben, eine 
Kommission mit Fürstbischof Rauscher, Reichsrat Salvotti, Staats- und Konferenzrat 
Freiherr von Pilgram und Landrechtspräsident Graf Wolkenstein zu bilden, um einen 
Entwurf eines Ehepatentes auszuarbeiten, welcher die Grundlage für die Verhandlungen 
mit Rom bilden sollte.117 
 
Obwohl der Ministerpräsident Felix zu Schwarzenberg118 unvorhergesehen am 5. April 
1852 einem Schlaganfall erlag, ging die gemeinsame Arbeit ungeirrt weiter. Der Posten 
des Ministerpräsidenten blieb jedoch unbesetzt und so wurde aus der Ministerkonferenz 
ein Komitee gebildet, welches für Rauscher, dem vom Kaiser die Position als 
Verhandlungsbevollmächtigten in Aussicht gestellt wurde, ein Kontrollorgan darstellte. 
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Dieses beurteilte die Verhandlungen und die Ergebnisse mit Rom und trat als Bewahrer 
der Rechte der Krone auf.119 
 
Am 14. September 1852 erließ der Kaiser ein Schreiben an den Reichsratspräsidenten, 
in dem er die Absicht erklärte, ein Konkordat abschließen zu wollen und Rauscher als 
Bevollmächtigten ernannte. Dem gebildeten Komitee, das aus dem 
Reichsratspräsidenten Freiherr von Kübeck, dem Unterrichts- und Kultusminister Graf 
Leo Thun, dem Minister für Inneres Dr. Bach, dem Minister für auswärtige 
Angelegenheiten Graf Buol-Schauenstein und dem Reichsrat Salvotti bestand120, 
wurden, bevor die Verhandlungen mit dem heiligen Stuhl begannen, von Rauscher eine 
Übersicht der Fragen übermittelt, welche im Konkordat behandelt werden sollten. Diese 
beinhaltete folgende Punkte: 
 
• Der Verkehr mit Rom und jener der Bischöfe mit ihren Gemeinden, 
• die geistliche Gerichtsbarkeit, 
• die Ehe, 
• die Seminare, 
• der Unterricht der katholischen Jugend, 
• die Besetzung bestimmter Kirchenämter, das kaiserliche Ernennungsrecht für 
Bischöfe, 
• der Schutz der Kirche vor Schmähungen durch Wort und Schrift, 
• der Treueid der Bischöfe, 
• die kirchliche Vermögensverwaltung, 
• und das Klosterwesen.121 
 
Am 15. Jänner 1853 kam es zu der ersten Verhandlung zwischen Rauscher und dem 
Nuntius Viale-Prelà, auf die noch mehrere bis ins Frühjahr 1853 folgten. Diese ersten 
Treffen dienten zum Gedankenaustausch sowie eines gegenseitigen Herantastens. Diese 
ersten Gespräche nahm die Kurie positiv zur Kenntnis, jedoch wurde das ganze 
Geschehen noch mit Zurückhaltung beobachtet. Erst als der Kurie der 
Konkordatsentwurf Rauschers übermittelt wurde, begann man mit der Ausarbeitung 
eines eigenen Konkordatsvorschlags. 
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Rauscher wollte mit seinem Konkordatsentwurf die Stellung der Kirche in Österreich 
erheblich verbessern, doch schien das für die Kurie nicht genug zu sein. In Rom wollte 
man nicht nur die Situation ändern, es sollte ein Konkordat werden, in dem die Geltung 
des allgemeinen katholischen Kirchenrechts durchgesetzt wurde.122 Man war darauf, 
von österreichischer Sicht aus, nicht vorbereitet, da man nicht nur die bereits genannten 
Punkte, sondern auch darüber hinaus verhandeln wollte. So wurden unter anderem eine 
Repressivzensur, eine kirchliche Präventivzensur und auch eine Nachsicht der 
weltlichen Gerichte bei zivilen Vergehen von Geistlichen gefordert.123 Weiters wurde 
Rauscher auch mitgeteilt, dass seine Instruktionen für die Ehegerichte in Rom auf 
Widerstand stoßen würden, da sie inhaltlich nicht mit den Forderungen der Kurie 
übereinstimmten. Vor allem die Anerkennung der staatlichen Eheverbote war für Rom 
eine Unvereinbarkeit. 
 
Für Rauscher selbst muss diese Situation sehr schwer gewesen sein, da ihm nun vor 
Augen geführt wurde, wie sehr sich seine Ansichten einer freien Kirche von den 
Vorstellungen der Kurie unterschieden. In der Frage der Ehe war sich aber Rauscher mit 
dem Kirchenkomitee einig, dass die staatlichen Eheverbote anerkannt werden mussten. 
Da es hier aber kein Entgegenkommen von Seite der Kurie gab, kamen die 
Verhandlungen bis ins Frühjahr 1854 praktisch zum Erliegen.124 In Rom meinte man 
sogar, dass Rauscher als josephinischer Bürokrat die Verhandlungen führe.125 Durch 
diese Unnachgiebigkeit schien ein Abschluss eines Konkordats in immer weitere Ferne 
zu rücken. 
 
Schließlich griff Papst Pius IX. persönlich in die stockenden Verhandlungen ein und lud 
Rauscher im Sommer 1854 zu Gesprächen nach Rom ein. Von Seiten der Kurie wurde 
Rauscher mitgeteilt, dass Sie nur auf Grund ihres eigenen Konkordatsentwurfs 
verhandeln würde. Um die Verhandlungsbasis des Staates zu klären, wurden im 
Kirchenkomitee die einzelnen Punkte behandelt, um mögliche Zugeständnisse 
auszuarbeiten. Jedoch kam man nicht viel weiter als über den von Rauscher selbst 
konzipierten Konkordatsentwurf hinaus.126 
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Doch nicht nur die Vorstellungen der Kurie stellten für Rauscher bei seiner Ankunft 
eine große Herausforderung dar. Zur selben Zeit befand sich nämlich auch der 
Erzbischof von Gran, Kardinal Scitovsky, in Rom, der Stimmung für ein auf die 
nichtungarischen Länder beschränktes Konkordat machte.127 Der Kardinal war so 
überzeugend, dass die Kurie ernsthaft über diesen Vorschlag nachdachte und in 
Erwägung zog. Rauscher musste nun, bevor er überhaupt mit den Verhandlungen 
beginnen konnte, darauf bestehen, dass der Kaiser nur ein Konkordat für die gesamte 
Monarchie abschließen würde.128 
Dies gelang ihm auch und im Jänner 1855 konnte er erstmals mit dem Papst und 
Kardinal Santucci über erste Detailfragen sprechen. Obwohl nun Rom endlich zu den 
Verhandlungen bereit war, dauerte es Monate, um diese schwierige Materie zu 
behandeln und Fortschritte zu erzielen.129 Man einigte sich in einigen Punkten sehr 
schnell und Österreich zeigte sich, bis auf wenige Standpunkte, sehr kompromissbereit. 
Mitte April wurde ein erster Konkordatsentwurf auf Grund der Verhandlungsergebnisse 
aufgesetzt, welcher Anfang Mai durch den Papst, mit ein paar kleinen Änderungen, 
genehmigt wurde. Rauscher, der Anfang Juni nach Wien zurückgekehrt war, überreichte 
diesen Entwurf am 20. Juni dem Kirchenkomitee und man begann sofort mit der 
Begutachtung des Textes.130 
 
Die Beratungen über den erhaltenen Entwurf dauerten gut eineinhalb Monate und man 
konnte sich, bis auf einige wenige strittige Punkte, recht schnell einig werden. Die 
letzten strittigen Fragen wurden in den Sitzungen vom 4. und 6 August besprochen, 
wobei Kaiser Franz Joseph darauf bestand, dass es zu keinen weiteren Verzögerungen 
kommen durfte. Außerdem entschied der Monarch persönlich in einigen Fragen, welche 
vom Kirchenkomitee als bedenklich eingestuft wurden, zu Gunsten der Kirche. Nach 
diesen letzten beiden Sitzungen waren alle Fragen gelöst und der endgültige Vertrag 
wurde am 18. August 1855 von Pronuntius Kardinal Viale-Prelà und dem 
Fürsterzbischof, Joseph Othmar von Rauscher, in Wien unterzeichnet. 
Das Konkordat bestand in seiner Endgültigen Form aus 36 Artikeln sowie einem 
Geheimartikel. 
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Das Konkordat wurde von päpstlicher Seite am 4. September im Vatikan ratifiziert und 
die österreichische Ratifizierung fand am 23. September in Ischl statt. 
Der Konkordatsbeschluss wurde am 13. November 1855 im RGBl. Nr. 195 als 




6.4 Das Konkordat 
 
Nach Jahrzehntelangem Kampf und über zwei Jahre langen Verhandlungen, war es der 
Kirche gelungen, sich von den josephinischen Fesseln zu befreien und wieder eine 
unabhängige sowie einflussreiche Stellung in Österreich einzunehmen. Man kann sagen, 
dass Österreich mehr Zugeständnisse machte, als ursprünglich geplant waren. Vor allem 
der Kaiser spielte dabei eine wichtige Rolle, da er immer wieder selbständig und vor 
allem zu Gunsten der Kirche eingriff.132 
Wie sah das Konkordat aber nun aus und welchen Einfluss konnte die Kirche wieder 
geltend machen? Neben der hervorhebenden Stellung der Kirche, fallen sehr viele 
Errungenschaften des Josephinismus diesem Vertrag zum Opfer. So bekam die Kirche 
die Aufsicht und Leitung der Schulen sowie des Lehrpersonals. Zudem wurde eine 
Repressivzensur eingeführt, die kirchliche Gerichtsbarkeit wurde wieder anerkannt und 
die Ehegerichtsbarkeit ging wieder von der weltlichen auf die geistliche Ebene über, die 
Eingriffe in das Ordenswesen wurde wieder aufgehoben und die Bischöfe konnten ihre 
Ämter wieder frei führen.133 
 
Wie ersichtlich wurde, haben vier der fünf Punkte, auf die wir im Kapitel Josephinismus 
das Hauptaugenmerk gelegt hatten, einen kompletten Wandel vollzogen So wurde der 
persönliche und schriftliche Verkehr mit Rom im Artikel II. festgehalten134, die 
Eingriffe im Ordens- und Pfarrbereich wurden ebenfalls in mehreren Artikeln 
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behandelt, sofern sie nicht bereits vor dem Konkordatsabschluss zu Gunsten der Kirche 
verändert wurden.135 Die Generalseminare wurden bereits nach dem Tod von Joseph II. 
wieder geschlossen und der strittigste Punkt, das Ehepatent, wurde nach 
jahrzehntelangem Streit ebenfalls für die Kirche entschieden.136 
Das Toleranzpatent hingegen war gut sechzig Jahre nach dessen Veröffentlichung keine 
Aufregung mehr wert und man hatte sich mit dieser Situation abgefunden. 
 
Bereits vor dem Konkordat konnte die Kirche einige Erfolge im Bildungsbereich für 
sich verbuchen137 und sie sollte nach dem Abschluss eine noch wichtigere Rolle spielen. 
Von nun an wurde der gesamte Unterricht in allen öffentlichen und nicht öffentlichen 
Schulen von den Bischöfen überwacht, um eine der katholischen Religion 
angemessenen Erziehung zu gewährleisten138. Das Lehrpersonal der katholischen 
Volksschulen unterstand der kirchlichen Aufsicht139 und „in den für die katholische 
Jugend bestimmten Gymnasien und mittleren Schulen überhaupt werden nur Katholiken 
zu Professoren oder Lehrern ernannt werden, und der ganze Unterricht wird nach 
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6.5 Reaktionen auf das Konkordat 
 
Der Abschluss des Konkordats wurde als der Sieg über den Josephinismus gefeiert und 
sollte den Höhepunkt der katholischen Restauration darstellen. Neben dem begeisterten 
österreichischen und römischen Vertretern gab es durchaus auch Zustimmung aus dem 
Ausland. So äußerten sich deutsche, französische, ungarische, belgische und 
schweizerische Zeitungen begeistert über den Abschluss dieses Vertrages. Doch nicht 
nur Positives wusste die ausländische Presse zu berichten. 
Die Negativmeldungen ließen kein gutes Haar an diesem Abschluss und klangen sehr 
dramatisch. In Deutschland fragte die „Berlinische Zeitung“: „Ist es möglich, daß in 
einem Staate religiöse Bildung herrschen kann, wo die Gesetze der Kirche über die 
Landesgesetze gestellt sind, folglich die Priester auch in allen weltlichen Dingen die 
entscheidende Macht haben?“141 Weiters wurde die Nichtgleichstellung der 
Protestanten sowie auch das Unterrichtswesen von der deutschen Presse hinterfragt. In 
Belgien und Holland gingen die Zeitungen sogar so weit, dass sich die österreichischen 
Gesandten zu diplomatischen Aktionen veranlasst sahen, als man den österreichischen 
Kaiser als Landesverräter bezeichnete142 
Das bedeutendste ausländische Presseorgan, welches gegen das Konkordat Stimmung 
machte, war die „Times“. Sie sah sogar den „downfall of the Austrian Empire“ und 
untermauerte dies nicht nur mit den Worten Shakespeares,143 sondern griff auch direkt 
die Kirche und den Absolutismus an.144 
 
Doch nicht nur die Presse drückte ihre Bedenken aus, auch andere Herrscher und 
Gesandte äußerten ihre Verwunderung. Kaiser Napoleon III. und König Maximilian II. 
von Bayern brachten zwar zurückhaltend, aber dennoch deutlich ihre Meinung vor, als 
Sie anmerkten, „daß das Konkordat viel zu weitgehende Zugeständnisse an die Kirche 
enthalte“.145 Die französische Kaiserin fragte hingegen direkter, was denn den Kaiser 
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dazu bewogen hätte, ein solch „mittelalterliches Konkordat einzugehen“146 und der 
britische Gesandte in Wien war verwundert „daß der Kaiser von Österreich mit einem 
Male alles zurückgibt, was die Weisheit seiner Vorfahren Rom im Laufe der Jahre 
abgerungen hat“.147 
So begeistert und enttäuscht sich auch die ausländische Presse zeigte, so leise und 
kleinlaut gab sich zur selben Zeit die österreichische Presse. Erst 1856 begann man 






Joseph II. war vor seinem Ableben mit einer katastrophalen innenpolitischen Lage 
konfrontiert. In Belgien befand sich der Klerus so gut wie im Aufstand und in den 
Niederlanden Ungarn und Tirol brodelte es, dass weitere Konflikte drohten. Am 22. 
Februar 1790 starb Joseph II. und hinterließ seinem Nachfolger und jüngeren Bruder 
Leopold II. einen innenpolitisch wie auch außenpolitisch angeschlagenen Staat.  
Leopold II. musste, um den aufgebrachten Klerus zu beruhigen, Zugeständnisse 
machen, die jedoch die Grundwerte des Josephinismus nicht antasteten. Nur zwei Jahre 
nach Amtsantritt verstarb Kaiser Leopold. 
 
Sein Nachfolger war Kaiser Franz II. Er war ebenfalls Josephiner und bis zum Jahre 
1819 vertrat er auch dessen Grundsätze. In diesem Jahr führte er während einer 
Romreise persönliche Gespräche mit dem Papst und nahm dessen 5-Punkte-Programm 
entgegen. Durch dieses neue offene Ohr von Kaiser Franz begann der langsame Abbau 
des josephinischen Systems. Zu einem Konkordat war der Herrscher zwar noch nicht 
bereit, doch gab es immer wieder kleine positive Änderungen zu Gunsten der Kirche. 
Trotz des Sinneswandels kam es erst zehn Jahre später zu den ersten ernsthaften 
Verhandlungen mit der Kirche, welche jedoch bis zum Tode des Kaisers zu keinen 
Resultaten führten. Mit dieser Situation war der Monarch selbst unzufrieden und 
hinterließ seinem Sohn und Nachfolger Kaiser Ferdinand ein kirchenpolitisches 
Testament, das ihn ermahnte, die Versöhnung mit der Kirche zu suchen. 
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1848 wurde das Jahr der Revolution und überschatte alles Vorangegangene. Ferdinand 
I. legte mit Ende des Jahres von selbst die Krone nieder und es übernahm sein Neffe 
Franz Joseph I. die Regierungsgeschäfte. Mit diesem Wechsel sollte zwar Schwung in 
die Verhandlungen zu einem Konkordat kommen, doch dauerte es noch weitere 7 Jahre, 
bis dieses unterzeichnet werden konnte. 
Mit dem Konkordat wurde der Josephinismus überwunden und die Kirche konnte sich 
im Staat wieder ihren Einfluss sichern. So übernahm die Kirche die Aufsicht und 
Leitung der Schulen sowie des Lehrpersonals, eine Repressivzensur wurde eingeführt, 
die kirchliche Gerichtsbarkeit wurde wieder anerkannt und die Ehegerichtsbarkeit ging 
wieder von der weltlichen auf die geistliche Ebene über, die Eingriffe in das 





7. Das Ende des Konkordats 
 
Endlich hat es die Kirche wieder geschafft. Sie entstieg ihrem geknechteten 
Schattendasein in der Habsburger Monarchie und präsentierte sich mit neuem Glanz 
und Macht auf öffentlicher und politischer Bühne. Doch war dieser Triumph der Kirche 
nicht lange vergönnt, denn keine 15 Jahre später hat sich das politische System wieder 
erfolgreich gegen die Kirche aufgelehnt.  
 
Es sah nach außen hin so aus, als ob die Kirche Ihre Unabhängigkeit wieder erlangte 
und nun wieder eine befriedete Stimmung herrschte. Das geschlossene Konkordat stellte 
für die Kirche eine spürbare Verbesserung Ihrer Situation dar, doch konnte dieser 
Vertrag weder den Geist des Josephinismus aus der Politik und dem Beamtenapparat 
vertreiben, noch den Vormarsch der Liberalen verhindern. 
Dieser sehr starke Flügel der Konkordatsgegner war noch immer fester Bestandteil des 
Alltäglichen und man hatte im Reichsrat eine ideale Bühne gefunden, um seine 
Ablehnung öffentlich kund zu geben. 
Angefangen mit einigen Wortmeldungen zu Beginn der 1860er Jahre, steigerte sich die 
Ablehnung zu einem wahren Fanatismus. So ließen sich Konkordatsgegner sogar als 
Gegenredner zum Antikonkordatsgesetz eintragen, um sich, nach einer kleinen 
Bemängelung des Antikonkordatsgesetzes, noch weiter über das Konkordat 
auszulassen.148 Im Jahr 1867 wurden von Seiten der Konkordatsgegner auch Anträge 
zur Gesetzesänderung eingereicht, die eine Auflösung des Konkordats zum Ziel hatten. 
Vor allem die Bereiche der Ehe, Schule und Interkonfessionalität waren Angriffspunkte 
dieser Anträge. Der Dringlichkeitsantrag der gemäßigten Liberalen am 18. Juni 1867 
soll veranschaulichen, was gefordert wurde. 
 
„1. Entwurf eines Gesetzes, wodurch das Eherecht des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches für Katholiken wieder hergestellt und das Verfahren in Ehesachen 
derselben wieder den weltlichen Gerichten zugewiesen wird; 
2. Der Entwurf eines Gesetzes, wodurch grundsätzliche Bestimmungen über das 
Verhältnis der Schule zur Kirche nach dem Grundsatz der Emancipation der ersteren 
von dem Einflusse der letzteren erlassen werden; 
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3. der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der interkonfessionellen Verhältnisse nach 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Staatsbürger.“149 
 
Josephiner und Liberale waren sich darüber einig, dass das bestehende Konkordat so 
nicht weiter bestehen konnte und es zu einer Gesetzesänderung kommen müsse.  
 
Im Jahr 1868 konnte sich der Kaiser der vorherrschenden Übermacht an 
Konkordatsgegnern nicht mehr verwehren und unterzeichnete die Maigesetze. Dieser 





7.1 Die Maigesetze 
 
Warum diese Gesetze das Ende des Konkordats darstellten und auf welchen Prinzipien 
sie aufgebaut waren, soll die folgende Skizzierung der Maigesetze verständlich machen. 
Die Am 25. Mai 1868 erlassenen Gesetze befassten sich mit 3 Hauptthemen. Das erste 
Thema war der wohl meist umstrittenste Punkt und bis zum Abschluss des Konkordats 
bzw. danach kam man darin nicht zur Ruhe: Das Eherecht. 
Der zweite Punkt war das Verhältnis zwischen Schule und Kirche und der dritte 
Schwerpunkt befasste sich mit der Konfession der Staatsbürger. 
 
Durch das neu erlassene Ehegesetz werden „die Vorschriften des zweiten Hauptstückes 
des allg. bürgerl. Gesetzbuches“, vom 1. Juni 1811, „über das Eherecht für Katholiken 
wieder hergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken den weltlichen 
Gerichtsbehörden überwiesen und Bestimmungen über die bedingte Zulässigkeit der 
Eheschließung vor weltlichen Behörden erlassen […]“150 sowie auch die nachträglich 
erlassenen Gesetze und Verordnungen erhalten Ihre Gültigkeit. Dadurch ging das, nach 
jahrelangen Verhandlungen, erlangte Eherecht wieder zurück an den Staat. 
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Der zweite schwere Schlag für die Kirche war der Verlust des Einflusses im 
Schulbereich. Die neue Gesetzgebung stellte fest, dass „die oberste Leitung und 
Aufsicht über das gesammte Unterrichts- und Erziehungswesen steht dem Staate zu und 
wird durch die hiezu gesetzlich berufenen Organe ausgeübt.“151 Weiters, wurde 
festgeschrieben, dass jede Schule „allen Staatsbürgern ohne Unterschied des 
Glaubensbekenntnis zugänglich“152 war. Der Religionsunterricht blieb weiterhin den 
betroffenen Kirchen überlassen und „der Unterricht in den übrigen Lehrgegenständen 
[…] ist unabhängig von dem Einflusse jeder Kirche oder Religionsgesellschaft.“153 
Außerdem benötigten Lehrbücher nun nur mehr die Genehmigung der gesetzlich 
festgelegten Beaufsichtigungsorgane und die oberste Leitung und Aufsicht übernahm 
das Unterrichtsministerium.154 
 
Der dritte Punkt behandelte die konfessionellen und interkonfessionellen Verhältnisse 
der Staatsbürger. Es regelte vor allem das Religionsbekenntnis der Kinder bei 
interkonfessionellen Verhältnissen sowie im Falle einer Scheidung.155 Des Weiteren 
wurde der Übertritt von einer Kirche oder Religionsgenossenschaft in eine andere 
gesetzlich geregelt.156 Dieses Gesetz enthielt weiters Punkte, welche den Gottesdienst, 
die Seelsorge, Kirchenbeiträge und Leistungen, Begräbnisse sowie auch Feier- und 
Festtage betrafen und neue Vorschriften geltend machten.157 
 
 
Trotz der erlassenen Gesetze und den damit verbundenen Einschränkungen, besaß das 
Konkordat noch immer seine Gültigkeit. Auf Grund dessen kam es auch von Seiten der 
katholischen Geistlichen sowie des Papstes gegen die neue Gesetzgebung zu Protesten, 
was jedoch zu keinen Änderungen im neuen bestehenden Recht führte. Die Gesetze 
wurden in den folgenden Monaten sogar noch durch weitere für die Durchführbarkeit 
notwendige Verordnungen ergänzt.158 
 
 
                                                 
151
 §1 RGBL Nr. 48 vom 25. Mai 1868 
152
 §3 RGBL Nr. 48 
153
 §2 RGBL Nr. 48 
154
 §7 und §9 RGBL Nr. 48 
155Artikel 1-3 RGBL Nr. 49 vom 25. Mai 1868 
156
 Artikel 4-7 RGBL Nr. 49 
157
 Artikel 8-15 RGBL Nr. 49 
158
 Weinzierl-Fischer, S. 113 
71 
7.2 Der Erfolg der Konkordatsgegner 
 
Ab diesen Bruch mit dem Konkordat, war es den Katholiken nicht mehr möglich, das 
Ende des Konkordats zu bestimmen. Zu groß und mächtig war die Anzahl der Gegner. 
So kam es, dass das Herrenhaus das „Gesetz über die Regelung der äußeren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche“ vom Abgeordnetenhaus mit großer 
Mehrheit annahm und der Kaiser es am 7. Mai 1874 bestätigte.159  
Der erste Artikel lautet wie folgt: „Das Patent vom 5. November 1855 (R.G.Bl.Nr. 195) 
ist seinem vollen Inhalte nach aufgehoben.“160 
Des Weiteren regelte es die Vergabe von Pfründen und Kirchenämtern, die Ausübung 
der kirchlichen Amtsgewalt, die Seelsorge, das kirchliche Patronat, neue Vorschriften 
für die Pfarrgemeinden, das kirchliche Vermögensrecht, sowie die Staatsaufsicht über 
die kirchliche Verwaltung.161 
Zusätzlich wurde noch ein weiteres Gesetz erlassen, welches den Beiträgen zum 
Religionsfonds gewidmet war.162 
Es war den Konkordatsgegner gelungen, diesen Vertrag, welcher nach über 60 jährigem 
Ringen zwischen Kirche und Staat geschlossen wurde, nach bereits 13 Jahren so 
auszuhöhlen, dass die Sinnhaftigkeit eben dieses in Frage gestellt werden konnte und 
nur sechs Jahre nach dieser Vertragseinschränkung es zur Auflösung des Konkordats 
kam. Dies war ein schwerer Schlag für die katholische Kirche und es lagen erneut 60 
lange und ereignisreiche Jahre vor ihr, die jedoch die Situation für ihres Gunsten 
entscheiden sollten. 
Die liberalen und josephinischen Kräfte hatten diesen Kampf zwar gewonnen, doch dies 
stellte auch den einzigen Höhepunkt im ersten Nachjosephinismus dar. Es war ihnen in 
den kommenden Jahren nicht gelungen, die weitere kirchenpolitische Gesetzgebung in 
Ihrem Sinne mit zu gestalten. In darauffolgenden Jahren konnte die Kirche zwar nichts 
an Ihrer Gesamtsituation ändern, jedoch konnte sie mehrere kleinere Erfolge für sich 
verzeichnen. Diese waren vor allem im Bereich des Schulwesens, des theologischen 
Studiums, sowie dem Lebensunterhalt des Klerus angesiedelt.163 
Durch die Milderung der Gesetze aus den Jahren 1868 und 1874 in den darauffolgenden 
Jahren, konnten die Katholiken besänftigt werden und auch mit Rom kam es zu keinen 
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weiteren heftigen Auseinandersetzungen. Die positive Entwicklung zwischen Kirche 
und Regierung und vor allem die weiterhin vorhandene Verbundenheit mit dem Kaiser, 
zeigte sich auch bei den Wahlen, indem die Kirche ihren Gläubigen riet, nur kaisertreue 
Männer zu wählen.164 
Trotz allen positiven Entwicklungen auf Regierungsebene, im Reichsrat kam es 
weiterhin zu kirchenpolitischen Auseinandersetzungen. Gerade in diesem wurden auch 
die Parteien groß, welche unterschiedlicher nicht sein konnten und für Österreich nach 
dem Ende der Monarchie eine wichtige Rolle spielten. Die Sozialdemokratische 






Endlich hat es die Kirche wieder geschafft. Sie entstieg ihrem geknechteten 
Schattendasein in der Habsburger Monarchie und präsentierte sich mit neuem Glanz 
und Macht auf öffentlicher und politischer Bühne. Doch war dieser Triumph der Kirche 
nicht lange vergönnt, den keine 15 Jahre später hat sich das politische System wieder 
erfolgreich gegen die Kirche aufgelehnt.  
 
Es sah nach außen hin so aus, als ob die Kirche Ihre Unabhängigkeit wieder erlangt 
hätte und nun wieder eine befriedete Stimmung herrschte. Das geschlossene Konkordat 
stellte für die Kirche eine spürbare Verbesserung Ihrer Situation dar, doch konnte dieser 
Vertrag weder den Geist des Josephinismus aus der Politik und dem Beamtenapparat 
vertreiben, noch den Vormarsch der Liberalen verhindern. Josephiner und Liberale 
waren sich darüber einig, dass das bestehende Konkordat so nicht weiter bestehen 
konnte und es zu einer Gesetzesänderung kommen musste. Ab dem Jahr 1867 wurden 
von Seiten der Konkordatsgegner Anträge zur Gesetzesänderung eingereicht, die eine 
Auflösung des Konkordats zum Ziel hatten. Vor allem die Bereiche der Ehe, Schule und 
Interkonfessionalität waren Angriffspunkte dieser Anträge.  
Im Jahr 1868 konnte sich der Kaiser der vorherrschenden Übermacht an 
Konkordatsgegnern nicht mehr verwehren und unterzeichnete die Maigesetze. Diese 
beschäftigten sich mit 3 Hauptthemen: Das Eherecht; Das Verhältnis zwischen Schule 
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und Kirche; die Konfessionen. Alle Punkte änderten die Gesetzeslage zu Gunsten des 
Staates und es kam damit zu einer Aushöhlung des Konkordats. Es war der Beginn des 
ersten Nachjosephinismus. 
 
Bereits sechs Jahre nach den Maigesetzen, im Mai 1874, wurde das „Gesetz über die 
Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche“ erlassen und hob 
mit seinem ersten Artikel der wie folgt lautete, „Das Patent vom 5. November 1855 ist 






8. Die Großparteien 
 
8.1 Die neuen Großparteien und Ihr Verhältnis zur Kirche 
 
Die 1888/89 gegründete SDAP und die 1893 entstandene Christlichsoziale Partei 
etablierten sich sehr schnell und verwandelten sich sehr bald in Massenparteien. Beide 
Parteien hatten ein vollständig unterschiedliches Klientel, vertraten verschiedene 
Ideologien und auch unterschiedliche Ziele. Folgender Abschnitt soll einen Überblick 




8.1.1 Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
 
In den Tagen vom 30. Dezember 1888 bis 1. Jänner 1889 schaffte es Victor Adler die 
Angehörigen der „Gemäßigten“ sowie der „Radikalen“ Gruppierungen der 
sozialdemokratischen Bewegung, in Hainfeld Niederösterreich, mit seiner 
ausgearbeiteten Prinzipienerklärung zu vereinen und damit die Sozialdemokratische 
Arbeiterpartei zu begründen. Sie wurde nach Vorbild der gleichnamigen deutschen 
Partei gestaltet und es wurde auch das im deutschen Eisenach erstellte marxistische 
Programm übernommen. Das Ziele der Partei waren, die Arbeiterschaft zu vereinen, 
soziale Gerechtigkeit für eben diese zu erlangen und eine Gegenbewegung zur 
herrschenden Klasse darzustellen. Neben der Partei, die auf politischer Ebene die 
sozialen Ideen vertrat, sollten weitere Institutionen gebildet werden, um die Lage des 
Proletariats zu verbessern. Darunter befand sich auch die Gewerkschaftskommission, 
die Urzelle des Gewerkschaftsbundes.165 Doch noch ein Hintergedanke spielte dabei 
mit. Es sollte eine Vernetzung und eine daraus resultierende Organisierte 
Arbeiterschafft entstehen. Nicht nur, dass man dadurch hunderttausende Menschen als 
Wählerschaft hinter sich hatte, man konnte auch eine Masse an Menschen rasch 
erreichen. 
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Durch das Ziel der Partei, die sozialen Umstände Ihrer Klientel zu verbessern, trat man 
auch gegen eine ebenfalls aufsteigende Partei, die Christlichsozialen, an. Diese, wie 
man später noch lesen wird, vertrat nicht nur den Adel, Beamte, Bürgertum und Bauern, 
sondern sprachen mit ihren christlichen Werten ebenfalls die Arbeiterklasse an. Nicht 
nur die Vertretung der Herrschenden und der damit gegebene Widerspruch der Ziele, 
auch die Tatsache, dass die CS mit Religion Politik machte, stieß bei der SDAP auf 
Ablehnung. Bereits in der Prinzipienerklärung von Hainfeld wurde die Position 
zwischen Kirche und Staat wie folgt erläutert. „Im Interesse der Zukunft der 
Arbeiterklasse ist der obligatorische, unentgeltliche und konfessionslose Unterricht in 
den Volks- und Fortbildungsschulen sowie unentgeltliche Zugänglichkeit sämtlicher 
höheren Lehranstalten unbedingt erforderlich; die notwendige Vorbedingung dazu ist 
die Trennung der Kirche vom Staate und die Erklärung der Religion als 
Privatsache.“166 
Dies führte dazu, dass der Zustand der Vermischung von Religion und Politik, wie es 
die CS betrieb, immer wieder Angriffspunkt der SDAP war.167 Nicht nur der politische 
Stil, auch die Kirche selbst wurde Ziel der Partei, da es galt, wie es aus der 
Prinzipienerklärung hervorgeht, Kirche und Staat zu trennen und dadurch den 
Einflussbereich der Kirche in weltlichen Belangen, vor allem im Bereich der Schule, 
wieder einzudämmen. Der Klerus konnte ja bereits wenige Jahre nach der 
Konkordatsaufhebung wieder Zugeständnisse ebendort erzielen. Neben diesem gab es 
natürlich die üblichen Unstimmigkeiten, welche sich aus unterschiedlichen Ideologien 
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8.1.2 Die Christlichsoziale Partei 
 
1893 wurde die Christlichsoziale Partei durch den Zusammenschluss mehrerer 
christlichsozialen Gruppen, aus der christlichsozialen Bewegung, unter Dr. Karl Lueger 
gegründet. Lueger schaffte es, dass Kleinbürgertum und den Mittelstand von Wien auf 
seine Seite zu ziehen, womit die Christlichsozialen in Wien als stimmenstärkste Partei 
in den Gemeinderat einzogen und von 1896 bis 1919 den Bürgermeister stellten. Eine 
weitere Wählerschicht war die katholische Landbevölkerung, die sich aus Bauern und 
dem Klein- und Mittelstand zusammen setzten. Durch eine bekennende Politik zu der 
Monarchie konnte man auch Sympathien bei Hof und Adel gewinnen, welche in den 
Anfangsjahren der Partei skeptisch gegenüberstanden. Doch nicht nur bei Hof und Adel 
und der Kernwählerschaft musste man sich verdient machen, auch die Kirche selbst 
musste man für sich gewinnen, denn diese stand der neuen Partei von Anbeginn sehr 
misstrauisch und ablehnend gegenüber. Diese brachten sogar die Klagen über die 
Christlichsozialen bis nach Rom, was sich sogar positiv für die Partei auswirkte und zur 
Billigung ihres Parteiprogramms führte.168 Ein Grund für die anfängliche Ablehnung 
der Partei gegenüber könnte auch die bestehende Verbundenheit zwischen Thron und 
Altar erklären. Diese schwächte sich jedoch mit Ende der Monarchie und mit Ausrufung 
der Republik brauchte man einen neuen Weg, um nicht den gesamten Einflussbereich 
zu verlieren. Es entwickelte sich dadurch eine intensive Verzweigung zwischen Partei 
und katholischen Organisationen. Diese Verbundenheit spiegelte sich auch in der 
Personalentwicklung wieder, da es oft vorkam, dass Personen in Partei- sowie 
Kirchenorganisationen vertreten waren.169 
 
Da die christlichsoziale Wählerbasis mehrheitlich einen großen Bezug zu kirchlichen 
Organisationen hatte bzw. in diesen aktiv tätig war, konnte sich die Partei diese 
Tatsache zu nutzen machen und konnte mit den bereits bestehenden katholischen 
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Verbänden relativ einfach mit der Wählerschaft in engem Kontakt bleiben. Trotz dieser 
vorhandenen Strukturen schaffte es das christlichsoziale Lager nicht, eine 
Geschlossenheit, wie es in der Sozialdemokratie der Fall war, zu erreichen.170 
 
 
Die bereits bestehende Spannung zwischen den Parteien, welche auf Grund der völlig 
unterschiedlichen Ideologien bereits herrschte, wurde durch die Gegnerschaft bei 
Wahlen weiter aufgebaut. Der Ton zwischen den Parteien wurde mit den Jahren immer 
rauer und aggressiver. Dies spiegelte sich an Parteiveranstaltungen sowie auch in den 
parteieigenen Presseorganen wider. Selbst Berufsgruppen wurden durch die Parteien 
gegeneinander aufgehetzt und das Lagerdenken wurde damit weiter geschürt.171 Doch 
trotz aller Schwierigkeiten und Differenzen, schaffte man es, nach der Ausrufung der 1. 
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9. Die Kirche und die Republik 
 
9.1. Die 1. Republik 
 
Die erste Republik wurde durch zwei Massenparteien geprägt, welche zwei 
ideologische Gegensätze bildeten. Beide Ideologien forderten den Anspruch ein, die 
einzig wahre Gesinnung und Lösung der Probleme zu sein und förderten durch ihre 
aggressive Vorgehensweise eine Lagerbildung sowie eine vereinfachte Freund-Feind-
Sichtweise. Trotz dieser schweren Differenzen versuchte man in der neuen Republik 
eine Zusammenarbeit und scheiterte damit. Beide Parteien standen der Koalition 
skeptisch gegenüber, da jeder einen Teil seiner eigenen Ziele aufgeben musste, um 
einen Konsens zu ermöglichen. Die SDAP verfolgte in der Koalition das Ziel eine 
soziale Gerechtigkeit herzustellen und der Arbeiterschaft neue Möglichkeiten im 
Bildungsbereich zu öffnen. Zudem forderten sie die volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, Einführung der Zivilehe und die freie Schule.172 
Die Sozial- und Bildungsfrage stellten für die CS in der Koalition keine Hürde dar, doch 
die Zivilehe sowie die freie Schule zielten auf Werte, welche man nicht bereit war 
aufzugeben. Dies zeigte sich auch 1920 bei der gemeinsamen Arbeit an einer neuen 
Verfassung, in der es zwischen den Parteien zu keiner Lösung der Schulfrage sowie 
über die Stellung der Kirche im Staat kam.173 
 
Die Koalition zerbrach noch im selben Jahr und die SDAP war von diesem Zeitpunkt an 
eine Oppositionspartei. Der Unfähigkeit beider Parteien sich Kompromissen 
hinzugeben, war es zu verdanken, dass die Teilung der Bevölkerung in politische Lager 
immer weiter vorangetrieben wurde. Die Ablehnung der jeweils anderen Partei wurde 
zu einem Hauptinhalt der Politik und man trieb diese Haltung vom Parlament raus auf 
die Straße. 
Da sich die CS nach Jahren der Entwicklung nun nicht mehr alleine Bürgertum und 
Bauern vertrat, sondern auch mit Industriellen und Bankvertretern vorlieb nahm, sah die 
SDAP darin den kapitalistischen Gegenspieler zu ihrer eigenen antikapitalistischen 
Einstellung. Durch diese Weiterentwicklung der CS entstand aus einer politischen 
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Feindschaft zusätzlich ein Klassenkampf.174 Diese totale Ablehnung führte sogar 
soweit, dass beide Parteien paramilitärische Verbände unterstützten und es auch immer 
wieder zu Auseinandersetzungen zwischen ebendiesen kam. 
 
Im März 1933 löste der christlichsoziale Bundeskanzler Engelbert Dollfuß das 
Parlament auf und errichtete einen faschistischen Ständestaat. Dollfuß gründete noch im 
selben Jahr die Organisation „Vaterländische Front“, welche aus der Christlichsozialen 
Partei, der Heimwehr und anderen Wehrverbänden bestand und als alleinige politische 
Willensträgerin fungierte175 Ein weiterer Schritt war die Ausschaltung der starken 
politischen Opposition, in dem er sie verbot. In Folge dessen, kam es zu punktuellen, 
von der sozialdemokratischen Parteiführung ungeplanten bewaffneten Widerstand, 
welcher von Seiten der Regierung mit Hilfe von Heimwehr, Polizei und Bundesheer 
niedergeschlagen wurde. 
Bei einem Putschversuch der Nationalsozialisten starb Engelbert Dollfuß und wurde 
durch Kurt Schuschnigg ersetzt. Dieser agierte ebenfalls diktatorisch, bis zum 




9.1.1 Die Kirche und die 1. Republik 
 
Als den Vertretern der Kirche klar wurde, dass die Monarchie als Staatsform nicht 
bestehen wird und die Existenz der Kirche nicht von einer Staatsform abhängig sei, 
legte man ein Bekenntnis zur neuen Republik ab. Doch nicht nur die hohen Vertreter 
bekannten sich dazu, man half auch dabei, das Volk für den neu geschaffen Staat zu 
gewinnen. So befahl Kardinal Piffl seinem Klerus bereits einem Tag nach der 
Abdankung von Kaiser Karl, dass die Gläubigen ermahnt werden sollen, dem neuen 
Österreich unbedingte Treue entgegenzubringen.176 Der katholischen Kirche lag nichts 
daran, der Regierung weitere Hürden in dieser schwierigen Zeit entgegenzustellen, 
vielmehr wollte sie selbst mitarbeiten, um wieder für Ruhe und Ordnung zu sorgen. 
Diese erwünschte Mitarbeit sollte ihr auch vergönnt sein und dies geschah in einem 
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größeren Umfang als es sich die Kirchenvertreter zu Beginn der neuen Republik kaum 
vorstellen konnten. 
Obwohl die Kirche mit dem Ende der Monarchie auch gleichzeitig das Bündnis 
zwischen Thron und Altar verloren hatte, fand man in der Christlichsozialen Partei 
einen starken Partner um auf politischer Ebene weiterhin stark präsent zu sein. War das 
Verhältnis zwischen Kirche bzw. Kirchenvertretern und der Partei in dessen 
Anfangsjahren noch negativ behaftet, so wandelte sich dieses zu einem positiven 
Miteinander. Mit Ausrufung der Republik sowie in den darauf folgenden Jahren, 
entwickelte sich diese Partnerschaft zu einem Höhepunkt an Macht und Einfluss der 




9.1.2 Der Streitpunkt Kirche und Religion 
 
Durch die Umwandlung der Monarchie in eine Republik wurden die Rechtsverhältnisse 
der katholischen Kirche kaum berührt und blieben unverändert bestehen.177 Dies 
versuchte jedoch die SDAP zu ändern und stieß dabei auf erbitterten Widerstand auf 
Seiten der CS. Dieser extreme kirchliche Einfluss auf die Partei, sollte schon bald zu 
Problem zwischen den beiden Koalitionspartner führen. 
Der Sozialdemokrat Otto Glöckel, welcher am 15. März 1919 als Unterstaatssekretär für 
die Leitung des Amtes für Erziehung und Unterricht betraut wurde, leitete eine 
Schulreform ein, die auch den Religionsunterricht betraf. 
Am 10. April 1919 hob er die Beaufsichtigungspflicht der Schulkinder bei den 
gemeinsamen religiösen Übungen für Lehrer auf und verfügte weiters, „daß der 
Religionslehrer bei der Klassifizierung keine Rücksicht darauf zu nehmen habe, ob sich 
die Schüler an diesen Übungen beteiligen oder nicht.“178 
Natürlich sahen die Katholiken darin eine Beeinträchtigung der religiösen Erziehung 
und das Episkopat hatte offiziellen Protest gegen diesen Erlass eingelegt. Weiters 
befürchtete man von Seiten der Kirche, dass das gesamte Schulsystem verstaatlicht 
werden sollte.179 
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Die Koalition machte sich im Jahr 1920 daran eine Verfassung auszuarbeiten und auch 
hier zeigten sich die ideologischen Unterschiede, da man auch bei dieser 
Zusammenarbeit bei den Fragen der Kulturpolitik, vor allem im Bereich der Schule 
sowie der Stellung der Kirche im Staat, keinen Konsens fand. Kurze Zeit später 
zerbrach die Koalition.180 Trotz allen Schwierigkeiten wurde 1920 eine neue Verfassung 
beschlossen, was für die Kirche bezogenen Themen keine Änderungen brachte. Der 
Status Quo blieb erhalten, zum Ärgernis der Sozialdemokraten, zur Freude der 
Christlichsozialen. 
 
Nachdem die Situation für die Kirche nun klar war und es zu keinen Einschränkungen 
auf geistlicher Ebene kam, hetzte die SDAP umso heftiger gegen die CS und ihre 
Kulturpolitik. Neben dem Aufruf zum Austritt aus der Kirche, wurde auch ein neues 
Parteiprogramm vorgestellt, welches, von Sicht der katholischen Obrigkeit, tiefe 
Einschnitte befürchten lies, falls die Sozialdemokraten wieder die Macht ergreifen 
würden. 
Man forderte eine Trennung von Staat und Kirche in folgenden Punkten: 
 
• Alle Weltanschauungen sind vor dem Gesetz gleichberechtigt. 
• Jedermann hat das Recht, über seine Zugehörigkeit zu einer 
Weltanschauungsgemeinschaft […] frei zu entscheiden. Über Kinder bis zum 
vierzehnten Lebensjahr entscheiden die Eltern. 
• Alle Weltanschauungsgemeinschaften […] sind Körperschaften privaten 
Rechtes. […] Sie haben für die Kosten ihrer Verwaltung und Kultübung, für die 
Kosten ihres Weltanschauungsunterrichtes […] und der Heranbildung und 
Erhaltung von Seelsorgern und Religionslehrern selbst aufzukommen. 
Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln für alle diese Zwecke sind 
ausgeschlossen. 
• Das gesamte Unterrichts- und Erziehungswesen ist weltlich. […] Die 
theologischen Fakultäten sind aus dem Verband der Universitäten 
auszuscheiden. 
• Einheitliches Eherecht für alle Staatsbürger ohne Unterschied des 
Bekenntnisses. […] Die Ehehindernisse der Religionsverschiedenheit und der 
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Weihen und Gelübde und die Untrennbarkeit der katholischen Ehe haben dem 
Staate gegenüber keine Geltung. Gesetzliche Anerkennung der Dispensehen. 
• Führung der Matrikeln durch staatliche Behörden.181 
 
Die Sozialdemokraten schafften es jedoch nicht aus der Oppositionsrolle 




9.1.3 Ein neues Konkordat 
 
Trotz allen Ablehnungen gegen das Sozialdemokratische Programm und deren 
Kulturhetze gab es einen Punkt aus dem Programm, der auch für die Christlichsozialen 
geklärt werden musste: das Eherecht. Vor allem durch die bestehenden Dispensehen 
entstand eine uneinheitliche Rechtssprechung, welche überprüft und klargestellt werden 
musste. Von christlichsozialer Seite war man einem Konkordat nicht abgeneigt und 
begann im Jahre 1930 mit der ersten Kontaktaufnahme. 
Seipel spielte hierbei eine führende Rolle, da er nach seinem Rücktritt als 
Bundeskanzler mit dem Wiener Nuntius Enrico Sibilia erste Gespräche führte und noch 
im selben Jahr, als Außenminister unter Vaugoin, amtlich mit dem Nuntius die 
Möglichkeit eines Konkordates besprach. 1931 überbrachte Außenminister Schober 
dem Nuntius Sibilia die offizielle Mitteilung, dass die Regierung ein Konkordat von 
sich aus wünsche. Die Gespräche und Verhandlungen liefen bis zur Übernahme des 
Bundeskanzleramts von Engelbert Dollfuß, im Jahre 1932, in aller Stille ab.182 
 
Unter Dollfuß wurden die Konkordatsverhandlungen zügig vorangetrieben. Der 
Hauptgrund war die Machtübernahme des Nationalsozialismus in Deutschland 1933, 
dass dessen Vertreter sofort Kontakt mit der Kurie aufgenommen hatten, um ein 
Reichskonkordat zu verhandeln. Hier konnte oder wollte Dollfuß nicht nachstehen und 
das österreichische Konkordat wurde am 5. Juni 1933 unterzeichnet. Trotz der raschen 
Unterzeichnung musste die Ratifizierung noch warten, da die Regierung bereits 
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autoritär zu regieren begann und das Parlament seit dessen Auflösung nicht mehr 
arbeitsfähig war.183 
 
Beinahe ein Jahr später, am 1. Mai 1934 wurde das Konkordat im Zuge der 
Publizierung der neuen Verfassung ebenfalls öffentlich gemacht und trat von diesem 
Tage an in Kraft. 60 Jahre nach Aufhebung des Konkordates war es der Kirche wieder 
gelungen, sich aus den josephinischen Fesseln zu befreien und sich ihre Stellung im 
Staat zu sichern. 
 
Das Konkordat setzt sich aus 23 Artikeln und einem Zusatzprotokoll zusammen. Es 
regelt territoriale Bestimmungen, den Verkehr mit Rom, Nominationsrechte, die 
finanzielle Belange sowie Unterstützungen von Seiten des Staates, die Ausbildungen 
des Klerus, die innere Verwaltung sowie den Status einer öffentlich-rechtlichen 
Stellung. Des Weiteren führte es auch Bestimmungen im Schulbereich auf. Zum 
Religionsunterricht wurde festgehalten, dass der Kirche das Recht auf 
Religionsunterricht sowie religiöse Übungen an allen niederen und mittleren Schulen 
zustand. Weiters wurden die Lehrpläne von der Kirchenbehörde erstellt, 
Religionsbücher mussten von ebendieser zugelassen werden und es konnten 
konfessionelle Schulen, unter Einhaltung der Gesetze und Bestimmungen, gegründet 
werden.184 
Ein weiterer wichtiger Punkt war die Regelung der Ehe durch Artikel VII. Hieraus 
ergab sich, dass die Republik Österreich den nach kanonischen Recht geschlossenen 
Ehen die bürgerliche Rechtswirkung zugestand. Die kirchlichen Gerichte und Behörden 
erhielten die Zuständigkeit über die Verfahren, welche die Ungültigkeit der Ehe und die 
Dispens von geschlossenen, aber nicht vollzogenen Ehen behandelten. Die Trennung 
der Ehe von Tisch und Bett stand wiederum den staatlichen Gerichten zu.185 
 
Im Vergleich zum vorhergegangenen Konkordat fiel es nicht so radikal aus, festigte 
aber die Stellung der Kirche in rechtlicher und finanzieller Hinsicht. Weiters konnte Sie 
auch im seit Joseph II. so umstrittenen Ehebereich wieder Fuß fassen und man sicherte 
sich den Religionsunterricht zu. Mit diesem Konkordat wurden 4 von unseren 5 
Schwerpunktthemen für die Kirche entschieden. Der freie Verkehr mit Rom sowie die 
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Ausbildung des Klerus wurden erneut festgehalten, der Einfluss im Ordens- und 
Pfarrbereich, vor allem im Bereich der Nomination, wurde ausgeschaltet und auch zum 
Thema Ehe konnte man wieder einen Erfolg für sich verbuchen. Auch bei diesem 
Konkordat war die Toleranz von Nichtkatholiken kein Thema.186 
 
Auch diesem Konkordat war keine lange Lebensdauer beschert, denn bereits vier Jahre 




9.2. Die Kirche in der 2. Republik 
 
Nach dem Ende des 2. Weltkrieges wurde durch das Überleitungsgesetz, die 2. 
Republik Österreich wieder auf Basis der Verfassung von 1920 und der Novellierung 
von 1929 gestellt. Einige Regelungen, wie die standesamtliche Trauung, die Auflösung 
des Religionsfonds und der Einführung des Kirchenbeitrags, wurden aus der 
nationalsozialistischen Zeit von Österreich übernommen.187 Mit dieser Entscheidung 
wurde die Kirche wieder vor die Zeit des Konkordats gestellt und büßte damit wieder 
einige gewonnene Rechte wieder ein. 
 
 
Die Kirche zog sich nach Ende des Krieges aus der aktiven Politik zurück und widmete 
sich voll und ganz dem Aufbau der katholischen Organisationen in Österreich. Nicht 
nur, dass nun der Machteinfluss auf politischer Ebene geschmälert wurde, auch die 
Nichtanerkennung des Konkordats von 1934 bereitete der Kirche Schwierigkeiten. Vor 
allem in finanzieller Hinsicht hatte man mit der Auflösung des Religionsfonds zu 
kämpfen. Neben der verlorenen Mitsprache in der Politik, wurde die Position im Staat 
durch die übernommene Verfassung von 1920 sowie Gesetzen aus dem Deutschen 
Reich weiters geschmälert. 
Ein weiteres Probleme, die auf die Kirche zukommen sollte, waren der Wandel Zeit, der 
materielle Aufschwung der Bevölkerung und der damit verbundene Umschwung auf 
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religiöser und moralischer Ebene, der die Rolle der Kirche auch im Privatbereich immer 
kleiner werden ließ.188 
 
Von Seiten der Regierung kam es dann in den späten Nachkriegsjahren doch noch zu 
Verhandlungen mit dem Heiligen Stuhl und das erste Ergebnis war ein Vertrag über die 
vermögensrechtlichen Beziehungen, sowie ein Vertrag über die Erhebung der 
apostolischen Administrator Burgenland zu einer Diözese, welche im Jahre 1960 
unterzeichnet wurden und noch im selben Jahr in Kraft trat. In den Jahren 1962 bis 2009 
wurden zehn weitere Verträge abgeschlossen, welche die Erhebungen sowie 
Errichtungen von Diözesen zum Inhalt hatten, Fragen zum Thema Schulwesen klärten 
oder als Zusatzverträge Inhalte der neugeschlossenen Verträge ergänzten.189 
 
Diese Verträge waren immer nur Themenbezogen und konnten daher mit den 
Konkordaten aus den Jahren 1855 und 1933/34 nicht verglichen oder gar gleichgesetzt 
werden. Die Kirche musste sich mit dieser Situation mehr oder weniger abfinden und es 






Mit Ende des 19. Jahrhunderts wurden zwei Parteien gegründet, welche bereits in der 
Monarchie, aber vor allem in der 1. Republik das innenpolitische sowie 
gesellschaftliche Leben prägten. Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP) und 
die Christlichsoziale Partei (CS). So sehr die beiden Parteien auch die Massen 
bewegten, so unterschiedlich waren auch die Ideologien und Hintergründe dafür. 
Die SDAP stand für den Aufstieg der Arbeiterklasse und war mit ihrer ablehnenden 
Haltung zu Kirche und Religion der Gegenspieler der Christlichsozialen, welche nicht 
nur die Religion in die Politik gebracht hatte, sondern auch mit der Kirche und deren 
Organisation aufs engste verbunden war. 
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Während man in den Anfangsjahren der 1. Republik noch versuchte, einen 
gemeinsamen Weg zu gehen und daran scheiterte, fristete die SDAP ab 1920 ihr 
politisches Dasein als Oppositionspartei, während die CS die Regierungsgeschäfte 
übernahm. Mit diesem Schritt hatte die Kirche mit ihren Vertretern in der Partei nun die 
Möglichkeit, direkt auf die Steuerung und Entwicklung des Staates einzugreifen. Bereits 
im Jahre 1930 nahm die Regierung erste Gespräche betreffend eines Konkordats auf. 
Nachdem der christlichsoziale Bundeskanzler Engelbert Dollfuß im März 1933 das 
Parlament auflöste und seinen faschistischen Ständestaat auflöste, gingen die 
Verhandlungen über ein Konkordat rasch. Noch im selben Jahr kam es zur 
Vertragsunterzeichnung und wurde 1934, im Zuge der Publizierung der neuen 
Verfassung, ebenfalls öffentlich gemacht und trat von diesem Tage an in Kraft. 
Die Freude über diesen Abschluss wehrte jedoch nicht lange, da im Jahre 1938 der 
Anschluss an Deutschland erfolgte und das Konkordat seine Gültigkeit verlor. Auch 
nach dem 2. Weltkrieg sah die Situation der Kirche nicht besser aus, da die Verfassung 
von 1920 als Grundlage für die 2. Republik genommen wurde und die 




Abschließend kann festgestellt werden, dass Joseph II. eine wichtige Rolle für die 
Entwicklung der Monarchie und Kirche gespielt hat. Bereits durch die unterschiedliche 
Auffassung des Kirchenbegriffs wird ersichtlich, dass es früher oder später zu einem 
Interessenskonflikt zwischen Staat und Kirche kommen musste. Durch seine 
Reformtätigkeit nahm er der Kirche die Selbständigkeit und machte sie von der 
Staatsgewalt abhängig. Doch bereits während seiner Amtszeit, die gerade einmal 10 
Jahre dauerte, führten der Josephinismus die Monarchie in eine innenpolitische 
Destabilisierung. 
 
Seine Nachfolger konnten die Kirche mit einigen Zugeständnissen beruhigen, aber lag 
es wohl auch an den napoleonischen Krieg welche die gesamte Aufmerksamkeit 
benötigten. Trotz allen Rückschlägen und Misserfolgen der Kirche war es ihr nach 60 
Jahren dann doch gelungen, aus ihrer geschwächten Position, dem Regierenden ein 
Konkordat abzuringen. Dieses brachte wieder Ruhe in den katholischen Klerus, was 
aber nicht von langer Dauer sein sollte, da bereits keine zwei Jahrzehnte später das 
Konkordat wieder seine Gültigkeit verlor. Hierbei spielte vor allem der weitergelebte 
josephinische Geist eine große Rolle. Aus dem System war der Josephinismus noch 
nicht verschwunden und auch auf politischer Ebene erstarkten die Liberalen und 
Josephiner zusehends. Dies führte schließlich zum Bruch mit dem von der Kirche so 
lange ersehnten Konkordat. 
 
Erst mit der Entwicklung einer Parteienlandschaft in Österreich, gelang es der Kirche 
wieder auf politischer und weltlicher Ebene Fuss zu fassen. Der katholischen Kirche 
gelang es ihre schwache Position hinter sich zu lassen und neuen Einfluss und Macht 
wiederzuerlangen. Dies führte gleichzeitig zu einer religiös ideologisierten Politik, was 
der politischen Opposition ein Dorn im Auge war und auch bekämpft wurde. Dieser 
politische Kampf konnte schließlich vom parteipolitisch verlängerten Arm der Kirch, 
den Christlichsozialen, gewonnen werden und endete mit der Errichtung eines 
faschistischen Ständestaats. Dieser politische Konflikt, auch wenn er auf Parteiebene 




Die Kirche verlor mit Anschluss an das Deutsche Reich wieder ihre Vormachtstellung 
und wurde in den Privatbereich zurückgedrängt. In der 2. Republik zog sich die Kirche 
aus ihrem parteipolitischem Engagement zurück und widmete sich dem Wiederaufbau 
der kahtolischen Organisationen. Es kam dadurch wieder zu einer Trennung von Staat 
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Die vorliegende Diplomarbeit ist eine Abhandlung über den Josephinismus und seine 
Auswirkungen auf die Monarchie, die Kirchenpolitik sowie auf die Republik 
Österreich. 
Joseph II. hat mit der Etablierung seines Systems nicht nur die Sitution der Kirche in 
der Monarchie verändert, sondern hat auch die Innen- wie auch Außenpolitik 
beeinflusst. Trotz des frühen Todes von Joseph II. und nach nur 10 Jahren 
Regierungszeit, prägten seine Politik die nachkommende Zeit. 
Es wird dargestellt wie sehr der im staatlichen System verankerte josephinische Geist 
immer wieder Entscheidungen und Konflikte zwischen Kirche und Staat beeinflusste 
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